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Drucksache 2787 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zusammenstellung 
der Uber- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1960 im Betrage von 
10 000 DM und darüber 



Haushalts- 

An über- und 



betrag 1960 

außerplan- 


Kap. 

fit 

(§ 2 Abs. 2 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Haushalts- 

gabemittein sind 

gesetz) 

zugewiesen 



1 DM 

DM 



01 03 
api.^r 


Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 

I *) 11 131,98 j Kosten aus Anlaß des Besuches des japanischen Kronprinzen 

Mikasa in der Bundesrepublik 

I Auf Empfehlung des Auswärtigen Amtes lud der Bundes- 
präsident den Prinzen Mikasa aus Japan anläßlich seines 
Deutschlandbesuches als Gast der Bundesrepublik für die 
Zeit vom 8. bis 27. September 1960 ein. 

Diese Einladung war politisch notwendig und bei Aufstel- 
lung des Haushaltes 1960 nicht vorherzusehen. Die Kosten 
I waren deshalb unabweisbar. 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — • 


04 01 

f07 


69 750 — i 


04 01 
205 


3 750,— i 


1 1 336, — I Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter 

! Der nach den bisherigen Veranschlagungsgrundsätzen er- 
I rechnete Haushaltsansatz 1960 reichte nicht aus. Die Aus- 
gaben richten sich nach den einzelnen Anträgen, deren Zahl 
und Höhe nicht vorherzusehen ist. 

Da auf die Gewährung der Beihilfen ein Rechtsanspruch be- 
steht, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 04, 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
: haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

11 300, — Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
; von Haus- und Baugrundstücken 

Im Botendienst des Bundeskanzleramtes werden hauptsäch- 
lich Schwerbeschädigte beschäftigt. Die Hauptregistratur des 
Amtes liegt im 2. Stockwerk. Daher sind die Boten kaum 


2 





Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2787 


Kap. 

Haushalts- 
betraq 1960 
(§ 2 Abs. 2 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

Haushalts- 

gabemittein sind 

geselz) 

zugewiesen 



DM 

DM 



noch Binzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


04 01 
301" 


375 000,^ 


I 

i 


noch in der Lage, die immer umfangreicher werdenden 
Aktentransporte ohne gesundheitliche Schädigungen zu be- 
wältigen. Da in letzter Zeit solche Schädigungen bereits ein- 
gelreten waren, war die sofortige Abhilfe durch den Einbau 
eines Aktenaufzuges unabwendbar. Eine Verlegung der 
Hauptregistratur in tiefergelegene Stockwerke ist aus räum- 
j liehen Gründen nicht möglich? sie würde umfangreiche Uni- 
. bauten bedingen, die ein Mehrfaches der für den Aktenauf- 
! zug erforderlichen Kosten ausmachten. Eine Veranschlagung 
i im Haushaltsplan 1960 konnte infolge Überrollung der Sach- 
I ausgaben nicht erfolgen. 

I Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 303. 

' Der Kürzungsbetrag (25 v, H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
1 haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


30 340,54 Kosten aus Anlaß von Staatsbesuchen des Bundeskanzlers 
im Ausland 

^ Der Bundeskanzler hatte in der Zeit vom 12. März bis zum 
i 3. April 1960 Staatsbesuche in den USA und in Japan ab- 
' gestattet, deren Kosten zum weitaus größten Teil erst nach 
j Beendigung der Reise abgerechnet werden konnten und 
i daher mit über 500 000 DM dem Rechnungsjahr 1960 zur Last 
i fallen mußten. Da außerdem von den deutschen Auslands- 
vertretungen im Rechnungsjahr 1960 auch noch weitere 
Kosten früherer Staatsbesuche abgerechnet wurden, war eine 
überplanmäßige Ausgabe unabwendbar. Die Notwendigkeit 
von Staatsbesuchen ergibt sich aus der jeweiligen politischen 
Lage, so daß die Reisen und ihre Kosten bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1960 nicht vorauszusehen waren und der 
I Haushaltsansatz nur geschätzt werden konnte. 

; Einsparung innerhalb des Einzelplans 04. 

j Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
^ haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


04 01 
850 


10 200,— 


13 734,30 

(davon 13 600, — 
DM Vorgriff) 


Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 

Für das Rechnungsjahr 1961 wurde die Ersatzbeschaffung 
eines Dienstkraftwagens Mercedes 220 S für den Staatssekre- 
tär des Bundeskanzleramtes vorgesehen und im Entwurf zum 
Haushaltsplan 1961 mit 13 600 DM veranschlagt. Auf Grund 
eines Gutachtens des kraftfahrzeiigtechnischen Sachverstän- 
digen beim Bundesfinanzministerium mußte jedoch der alte 
Kraftwagen schon im Herbst 1960 aus dem Verkehr gezogen 
und die Ersatzbeschaffung sofort durchgeführt werden. Diese 
Maßnahme war nicht vorauszusehen und infolge der Ver- 
kehrsunsicherheit des alten Fahrzeuges auch unabwendbar. 


; Einsparungen bei Kap. 04 01 Tit. 218 

! Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
j haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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Haushalts- 

An über- und 



betrag 1960 

*) außerplan- 


Kap. 

Tit. 

(§ 2 Abs. 2 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Haushalts- 

gabemittein sind 

gesetz) 

zugewiesen 



DM 

DM j 

j 


04 03 
103 


noch Binzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


18 430 — 


Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für beamtete Hilfs- 
kräfte 


Dienstbezüge für die Zeit vom 19. April bis 31. Dezember 
1960 für den neuen Abteilungsleiter IV — Ausland — . Der 
bisherige Abteilungsleiter erhielt Bezüge als außertariflicher 
Angestellter aus Tit. 104 a. Bei der Aufstellung des Haus- 
I halts 1960 war dieser Stellenwechsel nicht vorherzu'sehen. 


Die Ausgaben sind unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 301. 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


05 02 i 375 000 — | 
950 ’ I j 


i 

! 


462 500 — 


Beitrag der Bundesrepublik zum Weltflüchtlingsjahr 

Für eine Sonderaktion zur Förderung der beschleunigten 
i Eingliederung für die infolge der Kollektivierungsmaß- 
nahmen aus der SBZ geflüchteten Landwirte stellt die Bun- 
desrepublik dem Komitee zum Weltflüchtlings jahr einen 
weiteren Betrag von 500 000 DM zur Verfügung. 

Für diese Maßnahme liegt ein unabweisbares Bedürfnis vor, 
da die besondere Notlage der in die Bundesrepublik geflüch- 
teten Landwirte Sofortmaßnahmen erfordert. Die Kollek- 
tivierungswelle erreichte ihren Höhepunkt erst im März I960; 
der Mittelbedarf war bei Aufstellung des Haushalts 1960 
also nicht vorauszusehen. 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 303. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 


05 02 
apL 951 


05 02 
apl. 952 


05 02 
apl. 953 


*) 208 716,73 


Kosten des Staatsbesuchs des Präsidenten der Republik 
Argentinien 


Es handelt sich um unvorhergesehene Ausgaben, die aus 
Anlaß des Staatsbesuchs des Präsidenten der Republik 
Argentinien zwangsläufig angefallen sind. 


Für diesen Zweck standen planmäßige Haushaltsmittel nicht 
zur Verfügung. 


‘) 282 197,95 


•) 420 000 — 


Kosten des Staatsbesuchs des thailändischen Königspaares 

Es handelt sich um unvorhergesehene Ausgaben, die aus 
Anlaß des Staatsbesuchs des Königs und der Königin von 
Thailand zwangsläufig angefallen sind. 

Für diesen Zweck standen planmäßige Haushaltsmittel nicht 
zur Verfügung. 

Beitrag des Bundes zu dem Sonderprogramm für den Ausbau 
des Erziehungswesens in den neuen afrikanischen Staaten 


Das Sonderprogramm der UNESCO für den Ausbau des Er- 
ziehungswesens in den neuen afrikanischen Staaten ist neben 
die normale Arbeit der UNESCO in Afrika getreten. Die 
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Kap. 

Haushalts- 
bctraq 1960 
(§ 2 Abs. 2 

An über- und , 

*) außerplan- 
mäßigen Aus- 

1 

Begründung 

fit. 

Haushalts- 

gabemittein sind 

gesetz} 

zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


I Finanzierung dieses Programms mußte außerhalb der nor- 
I malen Beiträge der UNESCO-Mitgliedstaaten erfolgen. 

' ; Im Hinblick auf die politische Bedeutung des Sonderpro- 

' gramms für die jungen afrikanischen Staaten war es unab- 

I weisbar, daß sich die Bundesrepublik an der Finanzierung 

j , des Afrika-Sonderprogramms beteiligte. Es handelt sich um 

1 i einen unvorhersehbaren Beitrag, für den an anderer Stelle 

* des Bundeshaushalts 1960 keine Mittel veranschlagt waren. 

j I Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 303. 

i ; I 

05 03 i — 397 918,84 Neubauten, größere Um- und Erweiterungsbauten sowie 

710 I (Vorgriff) Erwerb von unbebauten und bebauten Grundstücken für die 

j , räumliche Unterbringung der Vertretungen des Bundes im 

I I Ausland und für die Beschaffung von Dienstwohnungen für 

i I Botschafter und Gesandte 

j Durch unvorhersehbare Lohnerhöhungen und zusätzliche 

I 1 ) Leistungen haben sich die Gesamtkosten für das Bauvor- 

I : i haben Rio de Janeiro gegenüber der ursprünglichen Planung 

1 t ■ erhöht. Die Übernahme dieser Mehrkosten ist unabweisbar, 

: I I da sonst die Fertigstellung des Bauvorhabens in Frage ge- 

' ' I stellt ist. 

; ! ' Die vorgriffsweise Bereitstellung der Mittel ist erforderlich, 

I ! i weil das Bauvorhaben wider Erwarten im Rechnungsjahr 

I ; 1960 im wesentlichen abgeschlossen werden konnte. 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

06 01 22 125, — ' 37 247,21 ' Kosten für Sachverständige 

! ' Mehrbedarf durch Übernahme der Kosten für die Beschäf- 

I ! tigung von Sachverständigen, die zur Durchführung von 

i ! staatlichen Planungs- und Übungsaufgaben auf dem Gebiete 

I der Führung der Einsatzkräfte im Rahmen der zivilen Not- 

I ; Standsplanung herangezogen wurden. Nach dem Beschluß 

I I des Deutschen Bundestages vom 12. Juni 1959 waren die 

I j i Haushaltsansätze des Rechnungsjahres 1959 unverändert in 

j ^ ; das Rechnungsjahr 1960 zu übernehmen; die entstandenen 

j I Kosten konnten daher im Rechnungsjahr 1960 nicht voraus- 

i I i gesehen werden. Da sie zur Wahrnehmung der Aufgaben 

I I unabweisbar notwendig waren, werden sie überplanmäßig 

I i I nachgewiesen, 

i I 

, Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 603. 

I Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
j haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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Kap. 

~ Til 

Haushalts- 
betrag 1960 
{§ 2 Abs. 2 
Haushalts- 
gesetz) 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 




noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

06 01 1 

285 000 — ! 

47 211,95 

1 Maßnahmen zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Ver- 


304 


kehr mit Berlin 


Der Mehrbedarf entstand durch die zunehmende Inanspruch- 
nahme der Zuschüsse zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten 
im Verkehr nach und von Berlin. Die Meihrausgabe war un- 
abweisbar, weil der Bund zur Gewährung der Flugkosten- 
zuschüsse an die gefährdeten Bediensteten aus der dienst- 
lichen Fürsorgepflicht heraus gehalten ist, und unvorherge- 
sehen, weil bei der Aufstellung des Haushalts 1960 mit der 
über den geschätzten Bedarf hinausgehenden Inanspruch- 
nahme der Flugkosten nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 609. 


Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


06 02 
apl. 633 


*) 260 000 — 


Dotationen des Bundes für kirchenregim entliehe Zwecke der 
Evangelischen Kirche der Union für die Gebiete jenseits der 
Oder und Neiße 

Auf Grund von Verhandlungen zwischen den beteiligten 
Bundesressorts und dem bevollmächtigten Vertreter der 
Evangelischen Kirche in Deutschland sind am 9. März 1960 
Dotationen für die kirchenregimentlichen Zwecke der Evan- 
gelischen Kirche der Union für die Gebiete jenseits der Oder 
und Neiße in Höhe von jährlich 260 000 DM vereinbart wor- 
den. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sich der Bund zur 
Zahlung dieser Dotationen rechtlich verpflichtet hat, und un- 
vorhergesehen, da die Verhandlungen mit der Evangelischen 
Kirche in Deutschland erst am 9. März 1960 abgeschlossen 
und die Leistungen des Bundes der Höhe nach erst in diesem 
Zeitpunkt bestimmt wurden. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 609. 


06 08 
950 


06 19 
apl.““954 


179 838 19 Wohnungsstatistik 1956 und 1-v. H.-Zusatzerhebung 1960 

fVorariffi Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Ergebnis'se dei 

Erhebung spätestens im Mai 1961 vorliegen müssen, damit 
die Bundesregierung einen Überblick darüber erhält, mit 
welchen sozialen und wohnungspolitischen Auswirkungen 
auf Grund des Gesetzes über den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft und über ein soziales Miet- und Wohn- 
recht zu rechnen ist. Es war bei Aufstellung des Haushalts- 
voranschlags für das Rechnungsjahr 1960 nicht vorherzu- 
sehen, daß der aus dem Rechnungsjahr 1959 übertragene 
Ausgaberest im Rechnungsjahr 1960 hierfür nicht ausreicht. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 951. 


*) 58 579,06 


Einrichtungskosten für Warnstelleneinriditungen 

Bis zum Erlaß der Rechtsverordnung zu § 7 Abs. 1 des Ersten 
Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
vom 9. Oktober 1957 müssen die an die Deutsche Bundespost 
zu zahlenden Einrichtungskosten für die Warnstellenapparate 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betraq 1960 
(§ 2 Abs. 2 

An über- und 

1 *) außerplan- , 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Haushalts- 

gabemittein sind 

gesetz) 

zugewiesen 



DM 

DM 



noch Eirizelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 26 
2Ö5 


I 


30 000 — 


i 


vom Bund vorfinanziert werden. Nach Erlaß der Rechtsver- 
ordnung werden idie Beträge von den Warnstelleninhabern 
erstattet. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen, da mit einem früheren 
Erlaß der Rechts Verordnung gerechnet wurde und daher im 
Haushaltsplan 1960 keine Mittel veranschlagt wurden, und 
unabweisbar, da der Luftschutzwarndienst beschleunigt auf- 
gestellt werden muß. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 605. 


30 595,07 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 

Nach Abschluß der Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen bei 
der Beschaffungsstelle des Bundesministeriums des Innern 
reichte die Hauptzufuhrleitung des Heizungsversorgungs- 
netzes nicht mehr aus, um die erforderliche Erwärmung der 
Büro- und Lagerräume zu gewährleisten. Die Heizleitung 
zwischen Kesselhaus und Dienststelle mußte vergrößert 
werden. 


Die Mehrausgabe konnte wegen der „Überrollung" der 
Sachausgaben nicht im Haushaltsplan 1960 veranschlagt wer- 
den. Sie war unabweisbar, da nur durch die Erweiterung 
der Heizleitung die notwendige Wärmezufuhr erreicht wer- 
den konnte. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


08 01 
218 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


39 000,— 


36 127,41 


Kosten für Sachverständige 

Abgabenbegünstigtes Heizöl wird in erheblichem Umfang 
verbotswidrig zum Betrieb von Dieselfahrzeugen verwendet. 
Die jährlich hinterzogenen Mineralölabgaben werden auf 
etwa 15 000 000 DM geschätzt. Da dem Mißbrauch im Wege 
der Steueraufsicht nicht wirksam begegnet werden kann, 
sollen Versuche zur Schaffung eines Vergällungsmittels 
durchgeführt werden, das bei Verwendung von vergälltem 
Heizöl in Dieselmotoren zu solchen Schäden am Motor führt, 
daß seine Verwendung unwirtschaftlich wird. 

Die Ausgabe ist unabweisbar; sie konnte im Haushaltsvor- 
anschlag 1960 wegen der Uberrollung der Ansätze nicht be- 
rücksichtigt werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 08. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
bctraq 1960 
(§ 2 Abs. 2 
Haushalts- 
gesetz) 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 




noch Einzelplan 08 

— Bundesminister der Finanzen — 

08 04 

109 b ; 

I 

102 605,18 ! 

Gesetzliche Fürsorgemaßnahmen — Tuberkulosehilfe für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter sowie für bestimmte 


Familienangehörige 


08 04 
111 


300 000 — 


Die Mehrausgabe beruht auf zwangsläufigen Zahlungen für 
Tuberkulosehilfe nach § 21 des Gesetzes über die Tuber- 
kulosehilfe vom 23. Juli 1959 (BGBl. I S. 513). Ausgabemittel 
' für diese Zweckbestimmung sind im Haushaltsplan 1960 nicht 
I veranschlagt worden. 

] Von der vorgesehenen einseitigen Deckungsfähigkeit mit 
; Einsparungen bei Tit. 101 bis 104 konnte kein Gebrauch ge- 
I macht werden, weil derartige Einsparungen nicht eingetreten 
sind. 

i Einsparung innerhalb des Einzelplans 08. 

27 335,86 Versicherungsbeiträge für ausscheidende Beamte 

I Die Zahl der im Rechnungsjahr 1960 ausscheidenden Beam- 
: ten konnte bei Aufstellung des Haushalts 1960 nur geschätzt 
I werden. Der Mehrbedarf war unvorhergesehen. 


08 04 
apl. 

731 (6) 


j Die Mehrausgabe war unabweisbar, da alle ausscheidenden 
I Beamten nachzuversichern sind, soweit sie nicht Versor- 
j gungsbezüge nach beamtenrechtlichen Vorschriften erhalten. 

I Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 105. 

j Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
j haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

*) 86 000,— Sicherheitsräumung des Baugeländes für den Neubau eines 
j Dienstgebäudes für das Zollamt auf Helgoland 

Die Kosten für den Neubau eines Dienstgebäudes für das 
Zollamt in Helgoland wurden im Rechnungsjahr 1957 im 
Bundeshaushalt veranschlagt. Sie mußten jedoch wieder in 
Abgang gestellt werden, weil die auf Helgoland erforder- 
lichen Sicherheitsräumungen des Baugrundes s. Z. nicht 
durchgeführt werden konnten. Nunmehr ist mit den Sicher- 
heitsräumungen in unmittelbarer Nähe des Geländes, auf 
dem das künftige Zollamt errichtet werden soll, begonnen 
worden. Die Zollverwaltung hat die Kosten der Räumung für 
den Baugrund einschließlich eines Sicherheitsstreifens von 
10 m zu tragen. Da diese Räumungen auf Helgoland in der 
Zeit vom 15. Oktober bis 1. März durchgeführt werden, die 
für die Räumung erforderlichen Geräte in diesem Gebiet be- 
reits eingesetzt waren und die Räumung für den Neubau 
auch unumgänglich war, war es ein Gebot der Wirtschaft- 
lichkeit, die für die Zollverwaltung anstehende Räumung in 
die s. Z. laufende Aktion einzubeziehen. 

I Die Maßnahme war somit unabweisbar. Sie war auch unvor- 
I hersehbar, weil bei Aufstellung des Voranschlags 1960 der 
j Zeitpunkt des Räumungsbeginns noch nicht feststand. 

' Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 731 (5). 
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Tit. 
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Haushalts- 
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An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
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Begründung 


DM 

DM 




noch Einzelplan 08 

— Bundesminister der Finanzen — 

08 04 
732 (4) 

52 500,— 

22 750,— 

(Vorgriff) 

Erneuerung der Heizungsanlage im Dienstgebäude des 
Hauptzollamts Bremerhaven 
(Oberfinanzdirektion Bremen) 


j Die Kosten für das Vorhaben sind auf 70 000 DM festgesetzt 
I worden. Für die Durchführung der Maßnahme wurden der 
! OFD Bremen die bei Kap. 08 04 Tit. 732 (4) für 1960 bewillig- 
ten Ausgabemittel unter Berücksichtigung der Kürzungen um 
; 32,5 V. H. gemäß § 2 Abs. 2 und § 9 Abs. 2 Haushaltsgesetz 
I 1960 im Betrage von (70 000 DM ./. 22 750 DM -) 47 250 DM 
; zugewiesen. Gleichzeitig ist die OFD Bremen ermächtigt wor- 
den, im Rechnungsjahr 1960 Verpflichtungen bis zur Höhe 
von 22 750 DM einzugehen. Die Baumaßnahme ist bis auf 
restliche Arbeiten abgeschlossen worden. Für die Durch- 
führung dieser Arbeiten und für die Abrechnung wurden die 
restlichen Mittel in Höhe von 22 750 DM noch im Rechnungs- 
jahr 1960 unabweisbar benötigt. Der Betrag wurde im Vor- 
griff auf den bei Kap. 08 04 Tit. 712 (3) für 1961 veranschlag- 
: ten Restbetrag bereitgestellt. 

I Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch 
I genommen. 


09 01 
219 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


18 750,— 


I 


64 177,26 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


In dem Rechtsstreit zwischen der Bundesregierung und der 
Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl wegen der Ausnahmetarife der Deutschen Bundes- 
bahn für Kohle und Erz hat der Bund nach dem Urteil des 
Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften vom 10. Mai 
1960 Kosten von 30 155,80 DM zu tragen. In einer weiteren 
Klage, die sich gegen die Feststellung richtete, daß die Bun- 
desregierung wegen der Nichtdurchführung der Tarifentschei- 
dung der Hohen Behörde vom 9. Februar 1958 ihren Ver- 
pflichtungen aus dem Montanunionsvertrag nicht nachge- 
kommen sei, ist durch Urteil des Gerichtshofes der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 8. März 1960 die Bundesregie- 
rung ebenfalls zur Tragung der Kosten verurteilt worden, 
die 10 356 DM ausmachen. Dazu sind Gebühren für die Pro- 
zeßbevollmächtigten der Bundesregierung von insgesamt 
30 000 DM entstanden. 


Die Kosten waren bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
1960 nicht bekannt; sie hätten auch wegen der Überrollung 
der Sachausgaben nicht veranschlagt werden können. Die 
Ausgaben waren unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 610. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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09 02 

9 600 000,— 

3 233 240,99 

Betriebsbeihilfe für versteuertes Gasöl an gewerbliche und 


6?9 


sonstige Betriebe der allgemeinen Wirtsdiaft auf Grund des 
Verkehrsfinanz gesetzes vom 6. April 1955 


Nach Abschnitt III Artikel 4 des Verkehrsfinanzgesetzes 
vom 6. April 1955 ist der Bund verpflichtet, bestimmten im 
Gesetz naher bezeichneten Betrieben zu den Kosten für das 
zum Betrieb von Maschinen benötigte versteuerte Gasöl eine 
Beihilfe zu gewähren. Infolge erhöhter Inanspruchnahme der 
Beihilfen für gewerbliche und sonstige Betriebe der allge- 
meinen Wirtschaft durch Berechtigte ergab sich im Haus- 
haltsjahr 1960 eine Mehrausgabe in Höhe von 3 233 240,99 
DM. Im Haushaltsplan konnten nach der Fassung des Ver- 
kehr sfinanzgesetz es (Abschnitt III Artikel 4 Abs. 3) nicht 
mehr als 12 800 000 DM veranschlagt werden. 


Die Mehrausgabe wird durch Kürzung der aus dem Ver- 
kehrsfinanzgesetz für den Straßenbau zur Verfügung zu 
stellenden Mittel gedeckt. 

Einsparung bei Kap. 12 10 Tit. 310. 


Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


0903 

’"714 


37 378,09 

{Ausgaberest 

1959) 


30 803,68 


Ersatz der Akkumulatorenbatterien beim Institut Berlin 

Für den Ersatz der Akkumulatorenbatterien beim Institut 
Berlin der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt in Braun- 
schweig waren in den Rechnungsjahren 1957 bis 1959 zu- 
sammen 221 000 DM veranschlagt worden. Die 6- bzw. 9- 
V. H.-Sperrbeträge der Rechnungsjahre 1958/59 in Höhe von 
10 026 DM waren nicht wieder veranschlagt worden. Bei der 
Ausführung der Arbeiten, die sich auf 4 Rechnungsjahre er- 
streckte, stellte sich im Jahre 1960 heraus, daß noch Arbei- 
ten in Höhe von 10 026 DM im Rechnungsjahr 1960 durch- 
geführt werden mußten. Darüber hinaus waren noch Arbei- 
ten, für die ein genehmigter Nachtragskostenvoranschlag 
gemäß § 14 RHO mit 20 800 DM abschließt, ebenfalls unver- 
züglich durchzuführen, weil anderenfalls einige Prüflabora- 
torien nicht arbeitsfähig geblieben wären. Insgesamt erfor- 
derten die noch durchzuführenden Maßnahmen rd. 30 800 DM. 
Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1960 konnten diese 
Mittel nicht mit veranschlagt werden, weil zu diesem Zeit- 
punkt die Notwendigkeit der alsbaldigen Ersatzausführung 
noch nicht erkennbar war. 

Einsparungen bei Kap. 09 03 Tit. 713. 


09 09 
206 


43 200,— 


21 293,43 


Bewirtsdiaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Der Haushaltsansatz (100 v. H.) war im Wege der Überrol- 
lung auf 57 600 DM festgesetzt, wovon nach Freigabe der 
gemäß § 9 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1960 gesperrten 10 v. H. 
43 200 DM verfügbar waren. Bei dem nach Freigabe des Kür- 
zungsbetrages nach § 2 Abs. 2 Haushaltsgesetz 1960 ver- 
bleibenden Mehrbedarf von 21 293,43 DM handelt es sich 
vorwiegend um Ausgaben an Mieten und Bewirtschaftungs- 
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1 kosten, die durch die Anmietung des Objektes Marienstraße 
in Hannover im Laufe des Rechnungsjahres 1960 gestiegen 
sind. 

I Zur Aufrechterhaltung des Betriebes der Bundesanstalt für 
Bodenforschung war die Anmietung dieser Räume unauf- 
schiebbar und unabweisbar. 

' Einsparung innerhalb des Einzelplans. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 01 
219 


18 750,— I 


I 


10 01 
299 


6 750,— 


t 


12 700, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

1 

' Aus der Finalabrechnung der Bergarbeiterzusatzversor- 
gung der Jahre 1948 bis 1950 hatte sich eine Streitsache er- 
geben. Diese konnte u. a. mit der vergleichsweisen Zahlung 
eines Betrages von zusammen 250 000 DM an den Bundes- 
! haushalt und an das JEIA-Liquidationsvermögen abgeschlos- 
I sen werden. 

j Zur restlichen Begleichung der entstandenen Anwaltskosten 
war die Mehrausgabe unabweisbar. Sie konnte im Zeitpunkt 
I der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1960 nicht vor- 
I hergesehen werden. 

! Einsparung bei Kap. 10 03 Tit, 219. 

I 

I Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
I haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


310 600,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


■ In einer Schadensersatzprozeßsache erschien es angesichts 
' der zweifelhaften Sach- und Rechtslage zweckmäßig und 
I wirtschaftlich, einen Vergleich abzuschließen, der zur Zah- 
I lung eines Betrages von 300 000 DM verpflichtete. Weitere 
10 600 DM wurden zur Bestreitung von Mehrkosten für die 
Herstellung und den Vertrieb des Ministerialblattes des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
benötigt, die durch dienstlich gebotene Veröffentlichungen 
von umfangreichen Vorschriften und Bestimmungen sowie 
internationalen Übereinkommen unabweisbar entstanden 
waren. 


Die Mehrausgaben konnten im Zeitpunkt der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1960 nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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10 02 
610 


10 02 
621 


2 863 669,36 Prämien für die Lieferung von stärkereichen Kartoffeln an 
Kartoffelstärkefabriken („Grüner Plan 1959") 

; Der Deutsche Bundestag hat in seiner 112. Sitzung am 5. Mai 

. 1960 gelegentlich der Beschlußfassung über das Haushalts- 

I gesetz 1960 einen Entschließungsantrag [Umdruck 552 (neu)] 

I angenommen, durch den die Bundesregierung ersucht wird, 

j im Rahmen des Einzelplans 10 („Grüner Plan 1960") Prämien 

: für die Lieferung von stärkereichen Kartoffeln an Kartoffel- 

I Stärkefabriken bis zu einem Betrage von 3 000 000 DM zu 

' gewähren. Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 

1 tages hat in seiner Sitzung am 29. September 1960 von der 

I überplanmäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genom- 

I men. 

: Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 

1. 250 000 000, — Betriebsmittelzuweisungeil an die Einfuhr- und Vorratsstel- 

len zur Beschaffung von Vorräten 

Der Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank hat in seiner 
! Sitzung am 21. Juli 1960 die Frage der Refinanzierungshilfe 

j der Bundesbank für die Vorratsfinanzierung erörtert und in 

I Aussicht genommen, mit Wirkung vom 1. Januar 1961 die 

I j Finanzierungshilfe gegenüber den drei Einfuhr- und Vor- 

I ratsstellen von bisher 1 350 000 000 DM auf einen Gesamt- 

^ betrag von 1 100 000 000 DM zu begrenzen. Dem Bankenkon- 

i sortium ist es bei der derzeitigen Lage am Geldmarkt nicht 

' möglich, den Betrag von 250 000 000 DM ohne Refinanzie- 

rungshilfe der Deutschen Bundesbank für die Einfuhr- und 
* Vorratsstellen als Kredit zu beschaffen. Es ist daher unab- 

I weisbar erforderlich, einen Teilbetrag der bisher refinan- 

zierten Kredite in Höhe von 250 000 000 DM abzulösen und 
die erforderlichen Mittel der Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Gerteide und Futtermittel bereits vor dem 31. Dezember 
; 1960 überplanmäßig zur Verfügung zu stellen. 

^ Der Mehrbedarf konnte im Zeitpunkt der Aufstellung des 

j Bundeshaushaltsplans 1960 nicht vorhergesehen werden. 

! Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 

I seiner Sitzung am 8. Dezember 1960 von der überplanmäßi- 

I gen Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

I 

! 2. 150 000 000, — • Der Mittelbedarf der Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide 
j und Futtermittel für die Vorratsfinanzierung wird im Rech- 

nungsjahr 1961 voraussichtlich 1 530 000 000 DM betragen, 
i Der Bedarf kann aus den zur Verfügung stehenden Mitteln 

I einschließlich Krediten nur zum Teil gedeckt werden. Auf 

I Grund der bisherigen Mittelzuweisungen und der z. Z. lau- 

I fendeii Kreditverträge stehen zur Verfügung: 
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1. aus Eigen- und Sondermitteln der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle für Getreide 

und Futtermittel 380 000 000 DM 

2. aus dem Getreide-Konsortialkredit 

a) mit Refinanzierungszusage der Bun- 
desbank 750 000 000 DM 

b) ohne Refinanzierungszusage der 

Deutschen Bundesbank 100 000 000 DM 

3. aus dem Berlin-Kredit — ohne Refinan- 

zierungszusage der Deutschen Bundes- 
bank — 80 000000 DM 

4. aus einem Sonderkredit der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank 65 000 000 DM 

1 375 000 000 DM. 

Zur Deckung des oben angegebenen Ge- 
samtfinanzierungsbedarfs von rund . . 1 530 000 000 DM 

fehlen mithin 155000000 DM. 

In den bisherigen Verhandlungen haben die Banken geäu- 
ßert, den Fehlbetrag aus Krediten nicht mehr decken zu 
wollen. Vielmehr erwarten sie sogar, daß der unter 2. b) 
genannte Kredit abgebaut wird. In diesem Falle vergrößert 
sich die Finanzierungslücke um weitere 100 000 000 DM. 
Kreditverhandlungen mit der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung in Nürnberg, der 
Burijdesversicherungsanstalt für Angestellte in Berlin und 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder in Karls- 
ruhe haben noch nicht zu einem Ergebnis geführt. Als Geld- 
geber kommt im Hinblick auf ihre Liquidität insbesondere 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung in Nürnberg in Frage, die jedoch gegen die 
Bereitstellung von Geldern für diesen Zweck bereits Beden- 
ken erhoben hat. 

Es ist daher fraglich, ob Mittel -des Geldmarktes für die 
Finanzierung der Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und 
Futtermittel in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen 
werden. Zur Deckung des Fehlbetrages sind deshalb weitere 
Haushaltsmittel in Höhe von mindestens 150 000 000 DM 
erforderlich. 

Unter den gegebenen Umständen war für die Leistung der 
überplanmäßigen Ausgabe ein unvorhergesehenes und un- 
abweisbares Bedürfnis anzuerkennen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner Sitzung am 11. Januar , 1961 von der überplanmäßigen 
Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 
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10 02 ' 
apl. 955 I 


10 02 
apl. 971 


10 02 
apl. 982 


10 10 
850 


") 410 000, — I Einmaliger Zuschuß an die Technische Zentralstelle der Deut- 

schen Forstwirtschaft zum Neubau eines Dienstgebäudes 

j Auf Grund der Nr. 3 der Ersten Anordnung zur Ausführung 
des Forstlichen Artgesetzes vom 22. November 1938 wurde 

j eine iVoige Abgabe erhoben. Die Erhebung dieser Abgabe 
wurde 1955 eingestellt. Nach Auflösung der Abwicklungsstelle 
der ehemaligen Gruppe der Forstsramen- und Forstpflanzen- 
betriebe ist aus dieser Abgabe ein Betrag von 461 321,91 DM 
verblieben und an den Bund abgeführt worden, Im Einver- 
nehmen mit den Landesforstverwaltungen und der Arbeits- 
gemeinschaft Deutscher Waldbesitzerverbände, die bzw. 
deren Mitglieder die Abgabe geleistet hatten, sollen 410 000 
DM der Deutschen Forstwirtschaft in der Weise wieder zu- 
geführt werden, daß der Technischen Zentralstelle der Deut- 
schen Forstwirtschaft ein einmaliger Zuschuß zum Neubau 
eines Dienstgebäudes gewährt wird. Es war bislang nicht zu 
übersehen, wann die Angelegenheit abschließend geklärt 
sein würde. Die Maßnahme ist unabweisbar, um den bereits 
mehrere Jahre in Verwahrung gehaltenen Betrag der Forst- 
wirtschaft so schnell wie möglich zur Verfügung zu stellen. 
Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner Sitzung am 3. November 1960 von der außerplanmä- 
ßigen Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparungsstelle: Einnahme bei Kap. 10 02 Tit. apl. 97. 


*) 3 750 000,— 


Zuschüsse zur Förderung der Schafhaltung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 112. Sitzung am 5. Mai 
1960 gelegentlich der Beschlußfassung über das Haushalts- 
gesetz 1960 einen Entschließungsantrag angenommen, durch 
den die Bundesregierung ersucht wird, im Rahmen des Ein- 
zelplans 10 („Grüner Plan 1960") Zuschüsse zur Förderung 
der Schafhaltung (Wolle) bis zum Betrage von 5 000 000 DM 
zu gewähren. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 134. Sitzung am 29. September 1960 von der außer- 
planmäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 


15 300,— 


3 350 000, — Zuschuß zu den Hilfsmaßnahmen der Länder zur Milderung 
der Trockenheitsschäden 1959 

Im Jahre 1959 sind durch die ungewöhnliche Dürre in eini- 
gen Ländern so starke Schäden entstanden, daß eine finan- 
zielle Hilfe aus öffentlichen Mitteln erforderlich wurde. Der 
Bund beteiligt sich bei den besonders stark betroffenen Län- 
dern durch Gewährung eines einmaligen Zuschusses zur teil- 
weisen Deckung der Gesamtaufwendungen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 

17 050, Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 

Für die Ersatzbeschaffung eines Mercedes-Benz-Unimog 
wurde im Rechnungsjahr 1959 eine überplanmäßige Ausgabe 
bis zur Höhe von 24 350 DM bewilligt. Da das Fahrzeug 
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10 11 
901 


aber erst im Monat April des Rechnungsjahres 1960 zur 
Auslieferung gekommen ist, konnten die bereitgestellten 
Mittel nicht mehr in Anspruch genommen werden. Dadurch 
ist im Rechnungsjahr 1960 unvorhergesehen und unabweis- 
bar ein überplanmäßiger Bedarf in Höhe von 17 650 DM 
entstanden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


23 000,— 


Zuweisung zur Kapitalausstattung des Versuchsgutes 
Schaedtbek 


Auf Anweisung des zuständigen Ordnungsamtes Plön wurde 
dem Versuchsgut Schaedtbek das Einleiten von Jauche in 
den durch das Eigentum des Gutsnachbarn fließenden Vor- 
flutgraben untersagt. Der Bau einer Jauchegrube war erst 
gleichzeitig mit dem Neubau des Rinderstalles vorgesehen. 
Zur Vermeidung von Haftungsschäden und ggf. einer Be- 
strafung mußte die Grube sofort hergestellt werden. 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1960 war das Verlangen 
des Ordnungsamtes nicht vorhersehbar; die Ausführung des 
Bauvorhabens war zur Vermeidung von Weiterungen unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 630 b. 


11 01 
apl. 710 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


*) 91 275,02 


Erneuerung der Heizungsanlage des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung 

Die im Jahre 1957 erstellte Heizkesselanlage war überaltert 
und unwirtschaftlich. Sie entsprach nach Feststellung der 
Bundesbaudirektion nicht mehr den Sicherheitsbestimmun- 
gen für Niederdruckdampfanlagen. Zur Aufrechterhaltung 
eines störungsfreien und wirtschaftlichen Heizbetriebes wäh- 
rend der Heizperiode 1960/61 und des Betriebs der ange- 
schlossenen drei Großküchenanlagen sowie im Interesse der 
Gesundheit und Dienstfähigkeit des Bedienungspersonals 
und der Bediensteten des Ministeriums war die teilweise Er- 
neuerung der Anlage unbedingt erforderlich. 

Die außerplanmäßige Haushaltsausgabe war aus den vor- 
stehend dargelegten Gründen unabweisbar. Sie war unvor- 
hergesehen, da das Gutachten der Bundesbaudirektion bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1960 noch nicht vorlag. 

Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 300. 
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noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

5 250, — 13 956,02 Unterhaltung der Gebäude 

Bei der Aufstellung des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1960 war die Frage der Übernahme 
der unfallversicherungsreditlichen Betreuung der Bedienste- 
ten bei den Stationierungsstreitkräften aus dem west- und 
süddeutschen Raum durch die Bundes ausführungsbehörde 
für Unfallversicherung noch nicht entschieden. Mit der An- 
ordnung der Überleitung durch den Bundesminister der 
Finanzen am 22. Dezember 1959 und dessen Zustimmung zur 
Einstellung des erforderlichen Personals im Rechnungsjahr 
1960 wurde eine zusätzliche Raumbeschaffung durch ent- 
sprechende bauliche Maßnahmen unbedingt erforderlich. Die 
Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 301. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

9 000000, — 957 017,71 Erstattung der Fürsorgeleistungen der saarländischen Ver- 

sicherungsträger unversicherte im Zusammenhang mit einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung außerhalb des Saar- 
landes 

Die Haushaltsüberschreitung ist darauf zurückzuführen, daß 
die genaue Höhe der Verpflichtungen des Bundes aus § 1 
Ziff. 5 des Fünften Uberleitungsgesetzes vom 30. Juni 1959 
(BGBl. I S. 335) im Zeitpunkt der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1960 nicht bekannt 
war und der Bedarf nur annähernd auf Grund von Angaben 
im Haushaltsplan des Saarlandes für 1959 geschätzt werden 
konnte, in denen überdies die sich aus der Umstellung der 
Renten nach dem Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetz ergebenden Mehraufwendungen nicht berück- 
sichtigt waren. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 300. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

4 875 000, — 464 410,98 Leistungen nach dem Kindergeldergänzungsgesetz 

Die Mehrausgabe ist im wesentlichen bedingt durch die 
steigende Zahl der Kindergeldempfänger. Zu einem gerin- 
geren Teil beruht sie auf den erst im Rechnungsjahr 1960 
vorgenommenen, bereits aber in den Monaten Januar bis 
März I960 erwarteten Erstattungs- und Vorschußanforderun- 
gen des Saarlandes, da in vielen Fällen die Zuständigkeit 
des Bundes erst im Rechnungsjahr 1960 festgestellt werden 
konnte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und, da auf gesetz- 
licher Verpflichtung beruhend, unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 602. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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11 13 
622 


7 500 000 — 


5 616 347,58 


Leistungen des Bundes auf Ansprüche der Rentenversiche- 
rungsträger für die Zeit vor dem Inkrafttreten der Renten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetze 

Nach Artikel 2 § 45 Abs. 2 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 47 Abs. 2 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes bleiben die 
Verpflichtungen des Bundes gegenüber den Rentenversiche- 
rungsträgern für Zeiten vor Inkrafttreten dieser Gesetze un- 
berührt. 


Nach den vom Bundesversicherungsamt in Berlin aufgestell- 
ten Abrechnungen der Rentenversicherung der Angestellten 
für das Kalenderjahr 1957 und der Rentenversicherung der 
Arbeiter für das Kalenderjahr 1959 hat der Bund an die Ren- 
tenversicherung der Angestellten für Zeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1957 noch einen Betrag von 12 607 573 DM und an die 
Rentenversicherung der Arbeiter einen Betrag von 
2 970 354,78 DM zu zahlen. Von dem im Haushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1960 veranschlagten Betrag wurden noch 
38 419,80 DM für Nachzahlungen in Einzelfällen benötigt. 

Zur Zeit der Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1960 war 
die Höhe der Verpflichtungen des Bundes nicht bekannt, sie 
konnte auch nicht annähernd geschätzt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 602. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
gesetz 1960 freigegeben worden. 


12 01 
" 108 " 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


120 750,— 


50 000,— 


Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 


Am 27. Juni 1959 ist die Bundesrepublik Deutschland in den 
Rat der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) 
gewählt worden. Der Bund hat ab 24. September 1959 eine 
Vertretung in Montreal (Canada) eingerichtet, die mit einem 
Ministerialrat als deutschem Ratsmitglied sowie einem Be- 
amten der Bes. -Gr. A 12 und einem Angestellten der Verg.- 
Gr. II TO.A besetzt worden ist. 


Ein weiterer Angestellter der Verg.-Gr. II TO.A ist seit dem 
1. September 1958 nach Brüssel (Ständige Vertretung bei der 
EWG) abgeordnet. 

Diese Beamten und Angestellten, die an einen Auslands- 
dienstort abgeordnet sind, erhalten Auslandsbeschäftigungs- 
vergütung. Der Gesamtbedarf hierfür allein beträgt für das 
Rechnungsjahr 1960 120 000 DM. Bei der Veranschlagung der 
Haushaltsmittel 1960 bei Tit. 108 mit dem gleichen Ansatz 
des Vorjahres ist dieser Bedarf nicht berücksichtigt worden. 
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12 02 I 108 750 000 — 
510 ! 


12^3^ 42 975 000 — 

300" 


12 03 47 400 000,— 

301 


Die Ausgabe ist unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 01 Tit. 101. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

145 000 000, — Darlehen an die Deutsche Bundesbahn nach Maßgabe des 

(Vorgriff) Abschnitts V des Verkehrsfinanzgesetzes vom 6. April 1955 

In der Kapitalrechnung der Deutschen Bundesbahn für 1960 
ist u. a. als Kapitalaufnahme zur Vorfinanzierung von In- 
vestitionen nach Maßgabe des Abschnitts V des Verkehrs- 
finanzgesetzes 1955 ein Betrag von 290 000 000 DM vor- 
gesehen. Tatsächlich eingegangen sind an unverzinslichen 
Schatzanweisungen lediglich 145 000 000 DM. Investitionen 
sind entsprechend der Kapitalrechnung für 290 000 000 DM 
durchgeführt worden. Der ungedeckte Kapitalbedarf von 
145 000 000 DM kann nur durch eine überplanmäßige Haus- 
haltsausgabe (Haushaltsvorgriff) gedeckt werden. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar und kann nicht bis zum 
nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

2 226 500, — Betrieb und Unterhaltung der Bundeswasserstraßen im 

Binnenbereich 

Infolge des rückwirkend ab 1. Januar 1960 in Kraft getrete- 
nen Tarifvertrages für die Arbeiter des Bundes vom 26. April 
1960 und bedingt durch den auf den westdeutschen Kanälen 
weiter angestiegenen Schiffsverkehr fielen im Rechnungs- 
jahr 1960 zusätzliche Lohnkosten für den Betrieb und die 
Unterhaltung der Bundeswasserstraßen an, die bei der Ver- 
anschlagung der Haushaltsmittel für das Rechnungsjahr 1960 
nicht vorhergesehen werden konnten. Durch diese Mehraus- 
gaben war die Inanspruchnahme überplanmäßiger Mittel 
unabweisbar. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 

1 208 000, — Betrieb und Unterhaltung der Bundeswasserstraßen im 

Küstenbereich 

Im Rechnungsjahr 1960 fielen infolge des rückwirkend ab 
1. Januar 1960 in Kraft getretenen Tarifvertrages für die 
Arbeiter des Bundes vom 26. April 1960 sowie bedingt durch 
vordringlich gewordene Instandsetzungsarbeiten an den 
Wasserstraßen zusätzliche Lohnkosten für den Betrieb und 
die Unterhaltung der Bundeswasserstraßen an, die bei der 
Veranschlagung der Haushaltsmittel für das Rechnungsjahr 
1960 nicht vorhergesehen werden konnten. Durch diese 
Mehrausgaben ist die Inanspruchnahme überplanmäßiger 
Mittel unabweisbar. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 
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12 07 : 

apl. 305 : 


*) 170 000,— 

i 


Überwachung der Konzentration radioaktiver Stoffe in den 
Bundesgewässern 

Der Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirt- 
schaft hat der Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz, 
für die Überwachung der Konzentration radioaktiver Stoffe 
in den Bundesgewässern einen Bundeszuschuß in Höhe von 
insgesamt 170 000 DM bewilligt. Dieser Zuschuß war im 
Rechnungsjahr 1960 bei Kap. 12 07 zu vereinnahmen (Tit. 
apl. 15). Die aus dem Zuschuß geleisteten Ausgaben waren 
bei einem mit diesem Einnahmetitel korrespondierenden 
Aiisgabetitel nachzuweisen. Da bei Kap. 12 07 eine Ver- 
buchungsstelle für die Ausgaben aus den verfügbaren Mitteln 
nicht bestand, mußten sie außerplanmäßig gebucht werden. 


12 09 I 
apl. 305 I 


129 860, — I Überwachung der Radioaktivität des Meeres 

I Der Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirt- 
i Schaft hat dem Deutschen Hydrographischen Institut für die 
I Überwachung der Radioaktivität des Meeres einen Bundes- 
I Zuschuß in Höhe von 129 860 DM bewilligt. Dieser Zuschuß 
I war im Rechnungsjahr 1960 bei Kap. 12 09 zu vereinnahmen 
j (Tit. apl. 10). Die aus dem Zuschuß geleisteten Ausgaben 
I waren bei einem mit diesem Einnahmetitel korrespondieren- 
den Ausgabetitel nachzuweisen. Da bei Kap. 12 09 eine Ver- 
I buchungsstelle für die Ausgaben aus den verfügbaren 
I Mitteln nicht bestand, mußten sie außerplanmäßig gebucht 
werden. 


12 12 
955 


45 275,— I 
Ausgaberest ! 
1959 


12 800,- - Aufstellung einer Statistik der Kraftfahrzeugleistungen für 
das Jahr 1959 

; Mehr, da der Vorjahresansatz von 145 000 DM um 9 v. H. 
^ 13 050 DM gekürzt werden mußte und demgemäß auch 
nur ein um diesen Betrag verminderter Ausgaberest über- 
tragen werden konnte. Der Mehrbetrag wird entsprechend 
der ursprünglichen Veranschlagung für die Durchführung der 
Restarbeiten benötigt. 

Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 210. 


12 17 
572 


2 225 130,20 


Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft, Köln, 

Abgeltung von Eingangsabgaben 

Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben 
(Zoll und ümsatzausgleichsteuer) zu entrichten. Bei der Er- 
mittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
worden, daß die Deutsche Lufthansa die Mittel für diese fis- 
kalischen Abgaben nicht selbst aufzubringen hat. Ihr sollen 
daher die entsprechenden Beträge als Zuschüsse zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Nach den in der Zeit von Oktober bis November 1960 von 
den Zollämtern erteilten Bescheiden hat die Deutsche Luft- 
hansa zu entrichten: 
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Zoll 697 976,60 DM 

Umsatzausgleichsteuer 1 527 153,60 DM 
2 225 130,20 DM 

Die Ausgabe wird durch gleichhohe zusätzliche Einnahmen 
bei Kap. 60 01 Tit. St 2 (1 527 153,60 DM) und Tit. St 10 
(697 976,60 DM) gedeckt. 


Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidigung 


14 01 18 750,-1 

219 ! 


14 02 
222 


41 129 250,— 


38 203,92 Gerichts- und ähnliche Kosten 

Zur Bereinigung verschiedener Rechtsprobleme bei der 
Durchführung eines größeren Beschaffungsauftrages war im 
voraufgegangenen Rechnungsjahr zur Wahrung der Bundes- 
interessen die Einschaltung eines Rechtsanwaltes erforder- 
lich. Die Abwicklung des Mandats nahm längere Zeit, als 
ursprünglich angenommen war, in Anspruch und erstreckte 
sich dadurch bis in das Rechnungsjahr 1960. Außerdem stieg 
die Zahl der Fälle an, in denen allgemeine Prozeßkosten und 
Schutzrechtskosten zu zahlen waren. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 225. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

7 010 063,44 Erstattungen an andere Bundesbehörden (gemäß § 58 RWB) 
für Aufwendungen zur Durchführung von Verteidigungs- 
aufgaben 

Aus Kap. 14 02 Tit. 222 werden u. a. die Ausgaben für die 
Versorgung der Soldaten der Bundeswehr (Kap. 33 04) er- 
stattet. Bei Aufstellung des Haushalts 1960 konnten die hier- 
für erforderlichen Mittel nur geschätzt werden, da endgültige 
Zahlen der aufkommenden Versorgungsfälle, insbesondere 
der Empfänger von Übergangsgebührnissen und Ubergangs- 
beihilfen, nicht zur Verfügung standen. Gegenüber einem 
für die Versorgung der Soldaten der Bundeswehr vorgesehe- 
nen Mittelbedarf von 30 506 000 DM mußten 44 339 127,26 
DM im Rechnungsjahr 1960 aufgewendet werden, die zu 
einer überplanmäßigen Ausgabe des Gesamttitelansatzes in 
Höhe von 7 010 063,44 DM führten. Die Ausgabe in dieser 
Höhe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. A 14 12 Tit. 830. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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NATO-Infrastruktur (Nationale Steuern und Zölle) 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil sie in Erfüllung internationaler Verpflichtungen zu 
leisten war. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 600, 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

Wohnungs- und Heizungskostenzuschüsse an Angehörige 
der Bundeswehr und der Bundeswehrverwaltung 

Bei der Aufstellung der Bundeswehr hat es sich nicht ver- 
meiden lassen, niedrig besoldete Angehörige der Bundes- 
wehr und der Bundeswehrverwaltung bei gleichzeitigem 
Fortfall der Trennungsentschädigung in Wohnungen einzu- 
weisen, die für deren Einkommensverhältnisse zu teuer sind. 
Um eine unzumutbare Belastung der Mieter zu vermeiden, 
ist für eine Übergangszeit die Gewährung von Wohnungs- 
und Heizungskostenzuschüssen vorgesehen. Entsprechende 
Richtlinien sind vom Bundesminister für Verteidigung im 
Einvernehmen mit den Bundesministern des Innern, der 
Finanzen, für Wohnungsbau und für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes erlassen worden (VMBl. 1960 S. 487). 

Die Ausgabe in dieser Höhe war unvorhergesehen und un- 
abweisbar. Der Haushaltsansatz beruhte auf einer Schätzung, 
da vergleichbare Zahlungen aus den Vorjahren nicht zur 
Verfügung standen. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 600. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


14 02 
OOlc 


5 161 500,- 


251 018,-- 


14 02 
605 


2 250 000,- 


3 356 848,13 


14 02 
614 


2 250 000,— 


14 03 
306 


888 750,— 


120 000 ,— 


Beitrag der Bundesrepublik zu den Gestehungskosten aus- 
ländischer, von der Bundeswehr mitbenutzter Übungsplätze 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil sie in Erfüllung internationaler Verpflichtungen zu 
leisten war. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 600. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


474 000,— 


Ersatzleistungen für Übungsschäden 

Die Mehrausgaben sind im wesentlichen durch Straßen- und 
sonstige Übungsschäden in den Wehrbereichen I und VI 
anläßlich der Winterübungen 1959/60 und der Herbstübungen 
1960 entstanden. Die Schädenabwicklung hat sich besonders 
im Wehrbereich VI verzögert. Dadurch sind die Forderungen 
erst am Ende des Rechnungsjahres 1960 in ihrer Gesamthöhe 
angemeldet worden. 

Die Mehrausgaben waren unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 301. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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14 08 ' 

5 062 500,— ! 

492 451,47 

Beschaffung der Arzneien, Impfstoffe, Verbandmittel, Brillen 

303 

; 


und orthopädischen Hilfsmittel 


Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehr- 
soldgesetzes entstanden. Bei der Veranschlagung der Haus- 
haltsmittel für das Rechnungsjahr 1960 wurde ein Jahres- 
durchschnittssatz von 25 DM je Soldat zugrunde gelegt. 
Dieser Satz hat sich als nicht ausreichend erwiesen. Die 
erwartete Ausgabensenkung aufgrund zentraler Beschaffung 
hat sich nicht in dem erhofften Maße ausgewirkt. Der in der 
Bundesrepublik feststellbare Mehrverbrauch an Medikamen- 
ten wirkt auch im Rahmen der unentgeltlichen truppenärzt- 
lichen Versorgung ausgabensteigernd. 

Die Mehrausgaben sind unvorhergesehen und wegen der 
bestehenden Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 17 Tit. 303. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


14 08 
308 


4 050 000,— 


I 


569 057,66 


Zahnärztliche Behandlung 

Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs 
auf freie Heilfürsorge gemäß § 36 Abs. 2 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes und § 6 des Wehrsoldgesetzes entstanden. Die 
Planstellen für Sanitätsoffiziere (Z) konnten am Ende des 
Rechnungsjahres 1960 nur zu 58 v. H. besetzt werden. Da- 
neben ließen Lieferverzögerungen von zahnärztlichem Gerät 
die weitere Inbetriebnahme von Bw-Zahnstationen nur in 
beschränkter Anzahl zu. Infolgedessen mußten in höherem 
Umfang Zivilzahnärzte herangezogen werden, wodurch 
Mehrausgaben entstanden. 

Die Mehraufwendungen sind unvorhergesehen und wegen 
der bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 111. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 froigegeben worden. 


14 11 
301 


385 050,— 


155 900,— 


Betrieb der Anlagen und Einrichtungen des Bekleidungs- 
wesens, soweit nicht bei Kap. 14 15 Tit. 301 b veranschlagt 

Der für Transportkosten vorgesehene Betrag wurde im 
wesentlichen schätzungsweise ermittelt und war zu niedrig. 
Erhöhte Aufwendungen für den Transport von Dienst- 
bekleidung und Ausrüstung sind durch die Verlagerung von 
Bekleidung und persönlicher Ausrüstung infolge Einrich- 
tung neuer Standorteinkleidungskammern und Außenstellen 
der Wehrbereichsbekleidungsämter entstanden. 

Die Mehrausgaben beruhen auf einem unvorhergesehenen 
und unabweisbaren Bedürfnis. 

Einsparung bei Kap. 14 11 Tit. 350. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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14 11 67 500,— 

304 b 


14 12 
apl. 230 


14 12 900 000,— 

301 


13 994, — Bekleidungsentschädigung (Entschädigung an Unteroffiziere 

und Mannschaften für die Abnutzung eigener Zivilkleidung, 
die sie auf dienstliche Anordnung tragen) 

Nach den Verwaltungsvorschriften zu § 36 Abs, 1 Bundes- 
besoldungsgesetz und § 5 Wehrsoldgesetz erhalten die Sol- 
daten für das Tragen von Zivilkleidung im Dienst auf dienst- 
liche Anordnung für deren besondere Abnutzung eine Ent- 
schädigung von 1 DM täglich. Die Verwaltungsvorschriften 
wurden im September 1960 veröffentlicht, sind aber mit Wir- 
kung vom 1. April 1957 anzuwenden. Hierdurch sind die 
Mehrausgaben entstanden. 

Es handelt sich um unvorhergesehene, gesetzliche Zahlungs- 
verpflichtungen des Bundes. 

Einsparung bei Kap. 14 11 Tit. 350, 

Der Kürzungsbetrag (25 v, H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

44 164,11 Rückzahlung zuviel vereinnahmter Beträge für die Inan- 
spruchnahme amtlicher Unterkunft 

Die Sätze für die Inanspruchnahme der Gemeinschaftsunter- 
kunft durch neuverheiratete und ledige Angehörige der 
Bundeswehr, soweit diese hierzu dienstlich nicht verpflichtet 
sind, wurde im Rechnungsjahr 1960 mit Wirkung vom 1. Fe- 
bruar 1960 neu geregelt. Soweit die neu festgesetzten Be- 
träge unter den von den Betroffenen bereits gezahlten 
Beträgen liegen, müssen die Differenzbeträge wiedererstattet 
werden. Die Rückzahlung der zuviel erhobenen Beträge ist 
unabweisbar, da die Betroffenen einen Anspruch darauf 
haben. 

Die Ausgabe ist unvorhergesehen, da die neuen Sätze erst 
im Rechnungsjahr I960 festgelegt wurden. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 870. 

28 810,48 Betrieb der Unterkunftgerätelager 

Aufgrund der Festlegung des Ausstattungssolls für Ver- 
schlußraum zu Beginn des Rechnungsjahres 1960 wird zwi- 
schen den Truppenteilen und den Dienststellen der Bundes- 
wehr notwendigerweise ein Ausgleich erforderlich. Die hier- 
bei entstehenden Transportnebenkosten sind unabweisbar. 

Die Ausgabe ist unvorhergesehen, da bei der Aufstellung 
des Haushalts 1960 mit Mehrkosten noch nicht gerechnet 
werden konnte. 

Die Haushaltsüberschreitung ist erst nach Abschluß des Rech- 
nungsjahres festgestellt worden. Der Bundesminister der 
Finanzen hat nachträglich nicht zugestimmt. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 870. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 in Höhe von 250 000 DM freigegeben wor- 
den. 
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14 12 1 

— 

*) 91 603,32 

Herrichtung des Standortübungsplatzes Alt-Ahlen 


apl. 723 


Da durch die Beschaffenheit des Bodens das Oberflächen- 


wasser nur langsam versickert und der Übungsplatz dadurch 
schnell verschlammt, sind Vorfluter und Gräben zu räumen 


und die entsprechenden Übergänge auszubauen. Diese Maß- 
nahmen und die hierdurch entstehenden Ausgaben sind un- 
abweisbar, da nur so die Benutzbarkeit des Platzes erhalten 
bleiben kann. 


Die Ausgabe ist unvorhergesehen, da die Bauunterlagen bei 
der Aufstellung des Haushalts 1960 noch nicht Vorlagen. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 825. 


14 15 
852 


96 277 500,— 


2 353 886,05 


Beschaffung von Kampffahrzeugen 

Die Voraussetzungen für die überplanmäßige Ausgabe ge- 
mäß Artikel 112 GG i. V. mit § 33 Abs. 1 RHO sind gegeben. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


14 15 
958 a 


14 15 I 7 635 000,— 
958 b i 


5 483 698,72 Beschaffung von Ausstattungen für Anlagen und Einrich- 
tungen des Feldzeugwesens 

Der unvorhergesehene Mehrbedarf ist bedingt durch die be- 
schleunigte Beschaffung der Ausrüstungen für militärische 
Betriebs- und Versorgungseinrichtungen. Die Erhaltung des 
Materials und damit die Einsatzbereitschaft der Truppe er- 
fordern zwingend die unverzügliche Herstellung der vollen 
Arbeitsfähigkeit dieser Betriebs- und Versorgungseinrich- 
tungen. Für die Mehrausgaben besteht daher ein unabweis- 
bares Bedürfnis. 

Die Notwendigkeit, diese Beschaffungen schnellstens durch- 
zuführen, ergibt sich vor allem aus den bei den Herbst- 
übungen des Vorjahres gesammelten Erfahrungen, die bei 
der Aufstellung des Haushaltsvoranschlages für das Rech- 
nungsjahr 1960 noch nicht Vorlagen und deshalb nicht be- 
rücksichtigt worden sind. 

Der Mittelbedarf ist infolgedessen in dem nunmehr erfor- 
derlichen Umfange nicht vorhergesehen worden, 

Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 964. 

2 769 874,31 Beschaffung von Ausstattungen für Anlagen und Einrich- 
tungen der gemischten Versorgungseinheiten 

Der unvorhergesehene Mehrbedarf ist bedingt durch die 
beschleunigte Beschaffung der Ausrüstungen für militärische 
Betriebs- und Versorgungseinrichtungen. Die Erhaltung des 
Materials und damit die Einsatzbereitschaft der Truppe er- 
fordern zwingend die unverzügliche. Herstellung der vollen 
Arbeitsfähigkeit dieser Betriebs- und Versorgungseinrich- 
tungen. Für die Mehrausgaben besteht daher ein unabweis- 
bares Bedürfnis. 
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Die Notwendigkeit, diese Beschaffungen schnellstens durch- 
zuführen, ergibt sich vor allem aus den bei den Herbst- 
übungen gesammelten Erfahrungen, die bei der Aufstellung 
des Haushaltsvoranschlages für das Rechnungsjahr 1960 
noch nicht Vorlagen und deshalb nicht berücksichtigt worden 
sind. 

Der Mittelbedarf ist infolgedessen in dem nunmehr erfor- 
derlichen Umfange nicht vorhergesehen worden. 

Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 964. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


14 15 
959 


437 878 500,— 


120 914 134,18 

(hiervon 
80 000 000,— DM 
Vorgriff) 


Beschaffung von Munition 

Bedingt durch die eingegangenen Verpflichtungen, ist der 
Haushaltsansatz des Rechnungsjahres 1960 nicht ausreichend, 
um die benötigte Munition zu beschaffen. Die eingegangenen 
Verpflichtungen wurden diktiert einerseits durch das zwin- 
gende Erfordernis, daß die Munitionslieferungen mit dem 
allgemeinen Aufbau der Bundeswehr Schritt halten müssen, 
und andererseits durch die unvorhergesehenen militärischen 
Planungsänderungen in den Rechnungsjahren 1959 und 
1960, die eine Änderung des Bedarfs mit sich gebracht haben. 
Auch mußte die schnelle technische Entwicklung gerade auf 
dem Munitions- und Raketensektor durch neue Bestellungen 
berücksichtigt werden. Außerdem war nicht bekannt, daß aus 
dem Türkenvertrag erneut eine Vorauszahlung in Höhe von 
80 000 000 DM zu leisten sein würde. 


Für die unvorhergesehenen Ausgaben besteht aus den an- 
gegebenen Gründen ein unabweisbares Bedürfnis. 

Soweit kein Vorgriff, Einsparung innerhalb des Einzel- 
plans 14. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


14 18 
303 


195 450,— 


101 357,23 


Schiffahrts- und Hafengebühren sowie durch Ausschiffung im 
Ausland entstehende Sachausgaben 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1960 war noch nicht 
zu übersehen, daß der Fährbetrieb der Schiffe ein so großes 
Ausmaß annehmen würde. Hierdurch sind die Ausgaben für 
Schiffahrts- und Hafengebühren erheblich angestiegen, die 
insbesondere durch die Indienststellung größerer Fahrzeuge 
und häufigere Durchfahrten durch den Nord-Ostseekanal 
verursacht worden sind. Im Interesse der Einsatzbereitschaft 
der Schiffe und eines ungestörten Ablaufs der Ausbildungs- 
vorhaben war die Überschreitung des Haushaltsansatzes un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 17 Tit. 303. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. . 
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14 19 
302 


14 19 
350 


41 680 875,— 


I 


14 19 
360 


33 100 425,— 


14 19 
361 


1 705 968,78 j Indienststellung und Lagerung von Flugzeugen aus der 
Außenhilfe 

In den Haushalt 1960 wurden keine Mittel eingestellt, da 
angenommen wurde, daß der aus dem Rechnungsjahr 1959 
verbliebene Ausgaberest zur Verfügung stehen würde. Die- 
ser Ausgaberest mußte jedoch in Auslegung des § 30 Abs. 1 
Satz 2 RHO in Abgang gestellt werden. 

Die Indienststellung der aus der Außenhilfe gelieferten Flug- 
zeuge ist jedoch noch nicht beendet. Die Leistung weiterer 
Zahlungen war deshalb unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 950. 


13 956 256,01 Erhaltung der Flugzeuge, Flugkörper, Flugzeugrettungs- und 
Sicherheitsgeräte sowie des sonstigen flugtechnischen Geräts 

Nach den mit Firmen der Luftfahrtindustrie abgeschlossenen 
Betreuungsverträgen sind größere Zahlungsverpflichtungen 
entstanden, als bei Aufstellung des Haushaltsplans 1960 — 
insbesondere auch im Hinblick auf die Istausgaben des Rech- 
nungsjahres 1959 — vorausgesehen werden konnte. 

Von der Einhaltung der Betreuungsverträge hängt die Ein- 
satzbereitschaft der fliegenden Verbände entscheidend ab. 

Die Mehrausgabe war deshalb unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 950. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

5 218 368,77 Ersatzteile für Flugzeuge, Flugkörper, Flugzeugrettungs- und 
Sicherheitsgeräte sowie sonstiges flugtechnisches Gerät; Er- 
satz für Flugzeugrettungs-, Sicherheits- und Flugzeugbedie- 
nungsgeräte sowie für sonstiges flugtechnisches Gerät 

Um die Lieferung von Ersatzteilen für Flugzeugtypen, deren 
Produktion in der Industrie ausgelaufen ist, sicherzustellen, 
mußten — wenn die Einsatzbereitschaft der fliegenden Ver- 
bände gewährleistet sein sollte — mit der NMSSA (NATO 
Maintenance Supply Services Agency) Verträge abgeschlos- 
sen werden. 

Die Vorauszahlungen überstiegen die zur Verfügung stehen- 
den Haushaltsmittel. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 950. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


7 777 858,13 


Ersatztriebwerke für Flugzeuge 

In den Haushalt 1960 wurden keine Mittel eingestellt, da 
angenommen wurde, daß der aus dem Rechnungsjahr 1959 
verbliebene Ausgaberest zur Verfügung stehen würde. Die- 
ser Ausgaberest mußte jedoch in Auslegung des § 30 Abs. 1 
Satz 2 RHO in Abgang gestellt werden. Aus bereits im Vor- 
jahre abgeschlossenen Verträgen, denen der BMF gemäß 
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§ 45 b RHO zugestimmt hatte, mußten Zahlungsverpflich- 
tungen erfüllt werden. 

Einsparung bei Kap. 14 14 Tit. 360. 


14 19 
apl. 600 


*) 251 624,13 


Maßnahmen zur Förderung des Wiederaufbaus der deutschen 
Flugzeugindustrie 

Die im Bundeshaushaltsplan 1958 für die Durchführung wert- 
erhöhender baulicher Investitionen veranschlagten Mittel in 
Höhe von 3 384 000 DM konnten in den Rechnungsjahren 
1958 und 1959 nicht verausgabt werden. Trotz rechtzeitiger 
Planung verzögerten sich die Baumaßnahmen unvorher- 
gesehen. 

Da die begonnenen Arbeiten nicht ohne Schaden für den 
Bund eingestellt werden konnten und eine Verzögerung zu- 
sätzliche Mittel erforderlich gemacht hätte, bestand für die 
Bereitstellung der Mittel ein unabweisbares Bedürfnis. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 19 
965 


303 632 250,— 


326 536 869,53 


(hiervon 
166 015 600,45 DM 
Vorgriff) 


Beschaffung von Flugzeugen und Flugkörpern 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1960 konnten die im 
Rechnungsjahr 1960 fälligen Zahlungen in ihrer vollen 
Höhe noch nicht vorhergesehen werden. Diese Zahlungen 
mußten geleistet werden, da sonst dem Bund erhebliche 
finanzielle Nachteile erwachsen wären und die gegenüber 
der NATO eingegangenen Verpflichtungen nicht hätten ein- 
gehalten werden können. 

Soweit kein Vorgriff, Einsparung innerhalb des Einzel- 
plans 14. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


1421 
apl. 330 


201 000 ,— 


Kosten des Organisme de Direction et de Controle (O.D.C.) 

Die Verteidigungsminister der Bundesrepublik Deutschland, 
Belgiens und der Niederlande haben durch Protokoll vom 
5. März 1960 die Gemeinschaftsproduktion für Flugzeuge des 
Typs F 104 G (Starfighter) vereinbart und zu diesem Zwecke 
die Errichtung eines Leitungs- und Kontrollorgans (Orga- 
nisme de Direction et de Controle [O.D.C.]) vorgesehen. 
Nach der Vereinbarung Nr. 1 zu dem Protokoll vom 5. März 
1960 werden die dadurch entstehenden Personalkosten — 
mit Ausnahme der Kosten für die amtlichen Vertreter der 
beteiligten Regierungen, die jedes Land selbst trägt — so- 
wie die Sach- und sonstigen Kosten des O.D.C. von der 
Bundesregierung Deutschland vorgelegt und aufgrund einer 
Abrechnung jährlich durch die Regierungen Belgiens und der 
Niederlande zu je einem Drittel erstattet. Die Gemeinschafts- 
produktion, zu deren Durchführung das O.D.C. eingerichtet 
wurde, soll die wirtschaftlichere Herstellung der Flugzeuge 
ermöglichen. 

Im Hinblick auf die Abrechnung der anteiligen Kosten mit 
Belgien und den Niederlanden sollen schon die im Rech- 
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14 23 
116 


2 199 000 — 


nungsjahr 1960 bei den in Betracht kommenden Personal- 
und Sachtiteln des Kap. 14 21 entstehenden Ausgaben durch 
Umbuchung in einen besonderen Titel zusammengefaßt wer- 
den. Für 1961 ist der gleiche Titel im Entwurf des Bundes- 
haushaltsplans vorgesehen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 302. 


1 170 498,85 


Übergangsbeihilfen (Entlassungsgeld) für die nach Ableistung 
des 12monatigen Grundwehrdienstes zu entlassenden wehr- 
pflichtigen Soldaten 

Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
Entlassungsgeld entstanden. Der Berechnung des Titel- 
ansatzes für das Rechnungsjahr 1960 wurde die damals er- 
mittelte Zahl von 68 000 Wehrpflichtigen zugrundegelegt. 
Außerdem wurde angenommen, daß 30 v. H. der Wehrpflich- 
tigen eine Dienstverpflichtung eingehen werden und daß 
4 V. H. verheiratet sind. Inzwischen hat sich ergeben, daß 
diese Annahmen nicht in vollem Umfange zutrafen. 

Im Rechnungsjahr 1960 sind 83 396 Wehrpflichtige entlassen 
worden. Etwa 12 v. H. davon waren verheiratet. Hierdurch 
ergab sich ein Mehrbedarf in Höhe von 1 903 498,85 DM, der 
durch die Freigabe des Kürzungsbetrages (25 v. H.) in Höhe 
von 733 000 DM bereits ausgeglichen werden konnte, so daß 
1 170 498,85 DM an überplanmäßigen Ausgaben noch zu 
leisten waren. 


Die Mehrausgaben wurden nicht vorausgesehen und waren 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 111. 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes — 


24 02 
apl. 951 


*) 50 000,— 

24 04 

200 

46 050,— 

34 345,34 





Zuwendung der Bundesregierung für die Opfer des Gruben- 
unglücks der Erzbergbau Salzgitter AG am 19. Juli 1960 

Bereitstellung eines Hilfsfonds in Höhe von 50 000 DM für 
die Opfer des Grubenunglücks am 19. Juli 1960 in Salzgitter 
auf Beschluß des Bundeskabinetts vom 20. Juli 1960. 

Die Ausgabe war nicht vorhersehbar, sie ist unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 400. 

Geschäftsbedürfnisse 

Mehrausgaben infolge Personalvermehrung durch Über- 
tragung von Bauaufgaben des Bundes in Berlin aus dem Zu- 
ständigkeitsbereich der Sondervermögens- und Bauverwal- 
tung, Durchführung der zusätzlichen Baumaßnahmen im 
Raume Bonn „Hardthöhe" und „THW", Durchführung der 
zusätzlichen Baumaßnahme „Elektro-Institute der Technischen 
Universität Berlin" und durch Vermehrung des Personal- 
bestandes bei den Auslandsbauleitungen Bilbao, Porto und 
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Washington sowie zur Einrichtung neuer Auslandsbau- 
leitungen. 

Die Mehrausgaben waren unvorhersehbar und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 400. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 


24 04 
206 


45 000 — 


24 04 
215 a 


21 000 ,— 


24 04 
218 


450 000,— 


13 745,53 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Mehrausgaben durch höhere Bewirtschaftungskosten infolge 
Personalvermehrung durch Übertragung der Bauaufgaben 
des Bundes in Berlin aus dem Zuständigkeitsbereich der Son- 
dervermögens- und Bauverwaltung, für die Durchführung 
der zusätzlichen Baumaßnahmen „THW", „Hardthöhe" und 
„Elektro-Institute der Technischen Universität Berlin" sowie 
für die Vergrößerung der Auslandsbauleitungen. 

Die Mehrausgaben waren unvorhersehbar und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 400. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 


14 683,25 i Reisekostenvergütung (Inlandsreisen) 

I Mehrausgaben durch zusätzliche Pauschvergütungen für tech- 
nische Angestellte, die auf Baustellen tätig sind, infolge Per- 
sonalvermehrung durch Übertragung von Bauaufgaben des 
Bundes in Berlin aus dem Zuständigkeitsbereich der Sonder- 
vermögens- und Bauverwaltung, bei Durchführung der zu- 
sätzlichen Baumaßnahmen „THW", „Hardthöhe" und „Elek- 
tro-Institute der Technischen Universität Berlin". 

Die Mehrausgaben waren unvorhersehbar und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 400. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 


1 597 445,24 


Kosten für Sachverständige, Architekten und Spezial- 
ingenieure 

Mehrausgaben durch unaufschiebbare Abschlüsse von Ver- 
trägen mit Inlands- und Auslandsarchitekten sowie Spezial- 
ingenieuren und -firmen für Planungs- und Entwicklungs- 
arbeiten bei Inlands- und Auslandsbauten infolge Über- 
tragung der Baumaßnahmen „Hardthöhe", „THW" und 
„Elektro-Institute der Technischen Universität Berlin" sowie 
infolge der Übertragung von Entwicklungsaufgaben im Rah- 
men des Verteidigungswesens und durch Schlußzahlungen 
aufgrund bestehender Architektenverträge bei Auslaufen der 
Baumaßnahmen im Ausland. 


Die Mehrausgaben waren unvorhersehbar und unabweisbar. 
Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 
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24 04 6 825 — 

870 


17 796,14 I Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegenständen und 
{ Geräten 

Mehrausgaben infolge Ausstattung neuer Bauleitungen in 
Berlin (Technische Universität), im Raume Bonn (THW), in 
Washington, Monrovia, Paris, Teheran und Rom, deren Ein- 
richtung bei Aufstellung des Haushaltsplans 1960 nicht vor- 
hersehbar war. Die Ausstattungen der o. a. Bauleitungen mit 
Geräten und Einrichtungsgegenständen waren zur Durch- 
führung der Baumaßnahmen unumgänglich; die Mehraus- 
gaben waren deshalb unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 750. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 


Einzelplan. 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


25 01 75 000,— 

310 


25 03 632 815 050,— 

53y~ 


300 000, — Veröffentlichungen des Ministeriums 

Nach 'dem Inkrafttreten des Gesetzes über den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft und über ein soziales Miet- und 
Wohnrecht sowie des Bundesbaugesetzes hat es sich als un- 
bedingt notwendig erwiesen, neben der bereits herausge- 
gebenen Aufklärungsschrift „Das neue Miet- und Wohnrecht 
in der Bundesrepublik Deutschland", für die bereits überplan- 
mäßige Mittel in Höhe von 600 000 DM bewilligt worden 
sind, die Öffentlichkeit durch weitere Publikationen über 
aktuelle Probleme des Bau- und Wohnungswesens und über 
die wohnungspolitischen Ziele des Bundes zu informieren. 

Die auch in der Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 
28. September 1960 zu Tage getretene Notwendigkeit dieser 
Öffentlichkeitsarbeit erfordert sehr kurzfristige Maßnahmen, 
so daß der zusätzliche Mittelbedarf bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1960 nicht vorhergesehen werden konnte. 

Der Haushalts aus schuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 136. Sitzung am 19. Oktober 1960 von der überplan- 
mäßigen Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 25 03 Tit. 603 (Ausgaberest). 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 

23 150 487,51 Darlehen an die Länder zur Finanzierung des Wohnungs- 
baues zugunsten von Flüchtlingen aus der sowjetischen Be- 
satzungszone und dem sowjetisch besetzten Sektor von Ber- 
lin sowie der ihnen gleichgestellten Personen 

Zur kontinuierlichen Fortführung des Flüchtlings-Wohnungs- 
baues sind aufgrund von Bindungsermächtigungen den Län- 
dern gegenüber Verpflichtungen eingegangen worden, die 
den nach dem voraussichtlichen Bedarf an Kassenmitteln 
geschätzten Haushaltsanjsatz erheblich übersteigen. Für den 


(Vorgriff) 
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Monat Dezember 1960 sind von den Ländern Betriebsmittel 
in Höhe von 24 000 000 DM nachgefordert worden, die aus 
den noch verfügbaren Haushaltsmitteln nicht gedeckt werden 
konnten. Der notwendige Mehrbedarf an Kassenmitteln war 
bei Aufstellung des Haushaltsplans für 1960 nicht vorher- 
sehbar. Zur Leistung der Mehrausgabe im Rechnungsjahr 
1960 bestand ein unabweisbares Bedürfnis, da sie zur Erfül- 
lung bestehender Verpflichtungen diente. Eine Verlegung der 
Mehrausgabe in das Rechnungsjahr 1961 war nicht möglich, 
weil sie zur Abdeckung von Vorausleistungen der Länder 
benötigt wurde. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 152. Sitzung am 18. Januar 1961 von der überplan- 
mäßigen Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


*) 19 884 000,— 


Zuschuß an die Länder, bei denen die für die Auszahlung der 
Wohnungsbauprämien erforderlichen Beträge die ihnen aus 
Kap. 25 03 Tit. 530 a und Tit. 620 zugeteilten Mittel über- 
schreiten 


Die in § 7 des Wohnung sbauprämiengesetzes genannten Mit- 
tel reichten seit dem Rechnungsjahr 1959 in Baden-Württem- 
berg nicht mehr aus, um die unerwartet angestiegenen Auf- 
wendungen für Wohnungsbauprämien zu decken. Obwohl 
§ 7 a. a. O. über die 'dort genannten Mittel hinaus weitere 
; Bundesleistungen nicht vor sieht, vertreten die Länder die 
Auffassung, 'daß der Bund verpflichtet sei, den durch die 
in § 7 a. a. O. genannten Mittel nicht gedeckten Prämien- 
aufwand zu erstatten. 

Die Aufbringung der Prämienmittel soll vom Rechnungsjahr 
1962 ab gesetzlich neu geregelt werden, um künftig Mei- 
nungsverschiedenheiten mit den Ländern hierüber zu ver- 
meiden. Um die zwischen den Ländern und dem Bund be- 
stehende Streitfrage hinsichtlich der Prämientragung für die 
Jahre 1959 bis 1961 vergleichsweise zu erledigen, hat sich 
der Bund bereit erklärt, den ungedeckten Prämienbetrag für 
das Jahr 1959 voll und für die Jahre 1960 und 1961 zur 
Hälfte zu übernehmen. 

I Für die Jahre 1959 und 1960 wird von dieser Regelung nur 
I das Land Baden-Württemberg betroffen. Es hat sich damit 
I einverstanden erklärt, daß der Prämienfehlbetrag des Jahres 
i 1959 — 20 484 000 DM — und die Hälfte des auf rund 
52 000 000 DM geschätzten Fehlbetrages im Jahre 1960 — 
zusammen etwa 46 484 000 DM — in folgender Weise vom 
Bund getragen wird: 

Rund 16 600 000 DM für Verrechnung mit außerordentlichen 
Rückflüssen aus bis zum 31. März 1961 vorzeitig abgelösten 
Wohnungsbaudarlehen, mnd 19 880 000 DM durch Barzah- 
lung im Rechnungsjahr 1960, 10 000 000 DM durch Verrech- 
nung mit allgemeinen Rückflüssen aus Wohnungsbaudar- 
lehen auf die Dauer von 20 Jahren in Höhe von jährlich 
500 000 DM. 
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noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

' ! Unter dem Vorbehalt der endgültigen Berechnung ist aus 

! Mitteln des Rechnungsjahres 1960 eine Abschlagszahlung 

' in Höhe von rd. 20 000 000 DM an das Land geleistet wor- 

I , den. Die Ausgabe war unvorhersehibar, da sie auf einem 

! erst jetzt zustande gekommenen Vergleich beruht. Eine Ver- 

I lagerung der Ausgabe in das Rechnungsjahr 1961 war nicht 

I möglich, da das Land mit den Prämienzahlungen bereits 

in Vorlage getreten ist und eine Regelung noch iim Rech- 
: nungsjahr 1960 unbedingt erforderlich erschien. 

I Der Hausihaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 152. Sitzung am 18. Januar 1961 von der außerplan- 
I mäßigen Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 02 I 5 250 000,— ! 
308 I 


4 084 605,— 


Entschädigungen an ehemalige politische Häftlinge 


Der Haushaltsansatz reichte zur Erfüllung der Leistungs- 
verbesserungen in Auswirkung des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Häftlingshilfegesetzes vom 
16. Juli 1960 (BGBl. I S. 561) nicht aus. 

Um Stockungen bei der Gewährung zusätzlicher Eingliede- 
rungshilfen zu vermeiden, war die sofortige Bereitstellung 
weiterer Mittel erforderlich. 


Diese unabweisbare Ausgabe war bei Aufstellung des Haus- 
halts 1960 nicht /Vorauszusehen. 


I Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
1 nommen. 


27 01 
103 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


12 385,72 


Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen der beamteten 
Hilfskräfte 


Bei Aufstellung des Haushalts 1960 ist Tit. 103 als Leertitel 
ausgebracht worden, weil zu dieser Zeit noch nicht voraus- 
zusehen war, daß beamtete Hilfskräfte beschäftigt würden. 
Im Laufe des Jahres ergab sich jedoch die Notwendigkeit, 
vier Beamte vor ihrer endgültigen Übernahme in den Bun- 
desdienst zur Dienstleistung beim Bundesministerium für 
gesamtdeutsche Fragen abzuordnen. Darüber hinaus wurde 
I ein Beamter nach seiner Übernahme ohne Inanspruchnahme 
einer Planstelle im Beamtenverhältnis -auf Probe beschäftigt, 
i Die hierdurch entstandenen Personalkosten wurden bei 
! Tit. 103 verrechnet. 

I Die Ausgabe ist unabweisbar und konnte nicht bis zum 
i nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

I Einsparung bei Kap. 27 01 Tit. 603. 
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29 01 
“lÖ?" 


Einzelplan 29 — Bundesminister für Familien- und Jugendfragen — 


10 575 — 


17 000 — 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Auf 'die Gewährung von Beihilfen besteht ein Rechtsan- 
spruch. Die Beihilfen müssen daher nach dem laufenden 
Bedarf geleistet werden. Bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1960 waren die Mittel bei 
Tit, 107 nach Kopfsätzen zu berechnen. Die hiernach berech- 
neten Hausihaltsmittel reichten jedoch nicht aus, den tat- 
sächlichen Bedarf zu decken, so daß eine überplanmäßige 
Ausgabe zu leisten war. 

Einsparung bei Kap. 29 01 Tit. 101. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) wurde nicht in Anspruch ge- 
nommen. 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


^2 05 

"^2 


33 750 000 — 


1 


105 000 000,— 


Zahlungen auf Grund des Gesetzes zur näheren Regelung 
der Entschädigungsansprüche für Auslandsbonds (Auslands- 
bonds-Entschädigungsgesetz) 

Aufgrund des Auslandsbonds^Entschädigungsgesetzes vom 
23. März 1960 (BGBl. I S. 177) waren für Zins- und Tilgungs- 
leistungen für Tiigungsstücke der Deutschen Golddiskont- 
bank Mehrausgaben bis zur Höhe von 105 000 000 DM zu 
leisten. 


Die Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalts- 
voranschlags 1960 nicht vorhergesehen werden. Sie war 
unabweisbar, da die Ausgabe auf Grund rechtlicher Ver- 
pflichtungen zu leisten war. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 32. 

I Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
I haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


Einzelplan 33 — Versorgung — 


33 04 
153" 


20 257 500 — 


14 694 500,— 


Übergangsgebührnisse und Übergangsbeihilfen 

Mehrausgaben für Übergangsgebührnisse, da das Dienst- 
verhältnis für Soldaten auf Zeit in erheblich mehr Fällen 
beendet wurde, als zu erwarten war. Die Ausgaben beruhen 
auf Rechtsverpflichtung. Die überplanmäßigen Mittel sind in 
voller Höhe durch den Erstattungstitel bei Kap. 14 02 Tit. 222 
und die damit verbundene Erhöhung der Minderausgabe 
bei Kap. 33 02 Tit. 222 gedeckt. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltgesetz 1960 freigegeben worden. 
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noch Einzelplan 33 — Versorgung — 

33 07 

69 750 000,— 

49 650 400 — 

1 Beteiligung an den Versorgungslasten anderer Dienstherren 


155 


Mehrausgaben durch Abrechnung des Gesamtzeitraumes von 
1951 bis 1960 und infolge der Auswirkung des Gesetzes 
über die Erhöhung von Dienst- und Versorgungsbezügen 
vom 8. Juni 1960 (BGBl. I S. 324). Die Aufwendungen beru- 
hen auf gesetzlicher Verpflichtung. Sie konnten der Höhe 
nach im voraus nicht berechnet werden, da die Berechnungs- 
grundlage erst am 3. September 1959 durch die Verwal- 
tungsvorschriften zu § 42 des G 131 geschaffen wurde. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltgesetz 1960 freigegeben worden. 


33 07 
170 


24 000 000,— 


Vorschußweise Zahlung von Versorgungsbezügen sowie von 
Beihilfen und Unterstützungen gemäß § 61 Abs. 4 des Ge- 
setzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arti- 
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen in der Fas- 
sung vom 11. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1296) 

Nach § 61 Abs. 4 des G 131 hatte der Bund die vorschuß- 
weise Zahlung der Bezüge, Beihilfen und Unterstützungen 
bis längstens 31. Dezember 1959 zu übernehimen. Mit Ablauf 
dieser Frist war die gesetzliche Grundlage für die genannten 
Zahlungen entfallen; in den Haushalt 1960 ist daher ein 
entsprechender Ansatz nicht auf genommen worden. Es konnte 
jedoch nicht verantwortet werden, die Zahlung der dem 
Unterhalt dienenden Bezüge an den in Betracht kommenden 
Personenkreis mit dem 31. Dezember 1959 einzustellen. 
Durch die 3. Novelle zum G 131 wird eine entsprechende 
gesetzliche Grundlage für die Weiterzahlung über den 
31. Dezember 1959 hinaus geschaffen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat sich 
in seiner 99. Sitzung am 9. Dezember 1959 mit der vorschuß- 
weisen Weiterzaihtung der Versorgungsbezüge, Beihilfen und 
Unterstützungen aus Kap. 33 07 Tit. 170 einverstanden er- 
klärt. 


33 08 
156~ 


375 000,— 


57 300,— 


Zuschüsse und Zulagen an andere Dienstherren 

Mehrausgaben, da der Bund über den erwarteten Umfang 
hinaus gemäß § 18 a des G 131 in Anspruch genommen ist. 
Die Inanspruchnähme beruht auf Rechtsverpflichtung. 

Einsparung bei Kap. 33 07 Tit. 156. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 


35 11 a 
apl. 952 


3 000 000 -- 


Bereinigung von Nachforderungen nach den amerikanischen 
Auftragsbautengrundsätzen (ABG) 1954 und 1955 


j Von dem auf Grund von Abschnitt I der „Sonderverein- 
: barung zwischen dem Hauptquartier USAREUR und dem 
Bundesministerium der Finanzen der BundesrepublikDeutsch“ 
land über die Bereinigung von DM-Forderunigen und den 
Bau eines Adjutant General Publications Depot sowie die 
dafür zu zahlende Miete" vom 25. September 1958 zur Ab- 
j Wicklung der Nachforderungen vorgesehenen Betrag von 
I 11 500 000 DM haben die amerikanischen Streitkräfte zu- 
nächst einen Betrag von 7 216 922,02 DM zur Verfügung 
gestellt. Dieser Betrag ist aufgebraucht. Die bereits im Rech- 
nungsjahr 1959 eingeleiteten Verhandlungen mit den ameri- 
kanischen Streitkräften über eine Auffüllung des vorge- 
nannten Betrages konnten noch nicht abgeschlossen werden. 

I Die von der deutschen Bauverwaltung anerkannten Nach- 
! forderungsbeträge der betroffenen Baufirmen mußten jedoch 
I sofort ausgezahlt werden, weil die Baufirmen einen Rechts- 
anspruch auf Abgeltung gegen die Bundesrepublik hatten. 
Da Hausihaltsmittel für diesen Zweck für 1960 nicht veran- 
schlagt waren, mußte die Ausgabe außerplanmäßig nachge- 
wiesen werden. 

' Bei der Aufstellung des Haushalts 1960 konnte idiese Aus- 
i gäbe nicht vorhergesehen werden; sie war unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 35. 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


40 06 
600 


209 875 050,--*- 


Hinter 
Kapitel 
40 0 6 
apl. 
am 

Schluß 

des 

ordent- 

lichen 

Haus- 

halts 


100 000 000, — Zuschüsse an den Ausgleichsfonds 

Nach § 6 Abs. 3 und 4 LAG ist der Bund verpflichtet, un den 
Ausgleichsfonds jährlich Zuschüsse zu leisten. Darüber hin- 
aus war es erforderlich, idem Ausgleichsfonds im Dezember 
1960 zur Behebung außergewöhnlicher Kassenschwierigkei- 
ten unter Anrechnung auf die Haushaltsmittel des Rech- 
nungsjahres 1961 einen Betrag von 100 000 000 DM im vor- 
aus zu leisten. 

Es lag ein unabweisbares und nicht vorausgesehenes Bedürf- 
nis zur Leistung der überplanmäßigen Ausgabe vor. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 

*) 13 129,77 Außerplanmäßige Ausgabe aus Anlaß der Rechnungsprüfung 

Bei der förmlichen und rechnerischen Vorprüfung der Ab- 
rechnungen der Bezirksfürsorgeverbände der Pfalz durch das 
Rechnungsprüfungsamt der Bezirksregierung der Pfalz wur- 
den bei einigen Fürsorgeverbänden Erstattungsansprüche 
gegenüber dem Bund festgestellt, die darauf beruhen, daß 
die Abrechnungs- und Kassenzahlen in den Rechnungsjahren 
1955 und 1956 nicht übereinstimmen. Hiernach sind dem 
Bundeshaushalt in den genannten Rechnungsjahren 
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noch Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


' bei Kap. 40 03 Tit. 10 175,— DM und 

bei Kap. 40 03 Tit. 11 12 954,77 DM 

; insgesamt 13 129,77 DM Einnahmen 

; zuviel zugefüjhrt worden, die nunmehr aus Mitteln des Bun- 
^ deshaushalts zu erstatten sind. 

I 

I Die außerplanmäßige Ausgabe ist unabweisbar, da das Land 
Rheinland-Pfalz einen rechtlich begründeten Anspruch aiuf 
die Erstattung der bezeichneten Aufwendungen durch den 
j Bund hat. 

, Einsparung bei Kap. 40 03 Tit. 960. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


üb erb rückungsmaßn ahmen aus Anlaß der Rückgliederung 
des Saarlandes (Erstattung und Vergütung von Zöllen, Ver- 
brauchsteuern und Steuern auf Lieferungen und sonstige 
Leistungen, die auf Warenvorräten saarländischer Unter- 
nehmer am Ende der Übergangszeit lasten) 

Der Bund ist auf Grund des § 18 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über die Eingliederung des Saarlandes vom 23. Dezember 
1956 (BGBl. I S. 1011) in Verbindung mit der Verordnung 
über Vergütung und Nacherhebung von Zöllen, Verbrauch- 
steuern und Steuern auf Lieferungen und sonstige Leistun- 
gen im Saarland (Verg.VOS) vom 1. Juli 1959 (BAnz. Nr. 124 
vom 3. Juli 1959) verpflichtet, Überbrückungsmaßnahmen 
durchzuführen. 

i Die Erstattungen und Vergütungen erfolgen, soweit saarlän- 
^ dische Waren mit den genannten Abgaben höher belastet 
sind als Waren gleicher Art im übrigen Bundesgebiet. 

I 

, Die Ausgaben waren unabweisbar. Sie mußten auf Grund 
, rechtlicher Verpflichtung geleistet werden. 

I Einsparung bei Kap. 60 04 Tit." 350. 


60 02 
apl. 600 


13 237 806,56 


60 02 
601 a 


86 250 000 — 


1 175 068,84 Finanzhilfe an das Saarland (Allgemeiner Zuschuß zum 
Haushalt des Saarlandes) 

Auf Grund von § 9 Abs. 3 des Fünften Uberleitungsgesetzes 
vom 30. Juni 1959 (BGBl. I S. 335) hatte das Saarland zur 
; Deckung eines auf andere Weise nicht auszugleichenden 
! Fehlbedarfs seines Landeshaushalts für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1960 bis zum Ende des Rechnungsjahres 1960 (31. De- 
zember 1960) Anspruch auf eine Finanzhilfe des Bundes. 
Zur Deckung des auf die Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 
1960 entfallenen anteiligen Fehlbedarfs wurde im Bundes- 
haushalt 1960 ein Zuschuß in Höhe von 115 000 000 DM ver- 
anschlagt, der dem Saarland in voller Höhe zur Verfügung 
gestellt werden mußte. In dem zuletzt genannten Zeitraum 
ergaben sich für das Saarland eine Reihe unabweisbarer 
Mehrausgaben, die durch diesen Zuschuß nicht gedeckt wa- 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


ren. Zum Teil handelt es sich dabei um Ausgaben, für die 
dem Saarland vom Bund bestimmte Zuschußbeträge fest 
zugesagt worden waren. 

Auf Grund des § 9 Abs. 3 des Fünften Überleitungsgesetzes 
und der ergänzenden Vereinbarungen hierzu ergab sich für 
den Bund die unabweisbare Verpflichtung, dem Saarland 
über den Zuschuß von 115 000 000 DM hinaus weitere Zu- 
Schußbeträge von insgesamt 1 175 068,84 DM zur Verfügung 
zu stellen. 

Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1960 war diese 
Mehrausgabe noch nicht vorherzusehen. Die Voraussetzun- 
gen des Artikels 112 GG in Verbindung mit § 33 Abs. 1 RHO 
waren somit gegeben. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 315. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


60 02 
60 fb 


13 500 000,— 


3 472 131,71 


Finanzhilfe an das Saarland (Zuschuß für die Übergangs- 
hilfe zur Förderung des Absatzes saarländischer Erzeugnisse) 


Der Bund hat sich bereit erklärt, dem Saarland 75 v. H. der 
nach den Richtlinien für die Gewährung einer Übergangs- 
hilfe zur Förderung des Absatzes saarländischer Erzeugnisse 
vom 4. Juli 1959 (Amtsbl. des Saarlandes S. 1093) geleisteten 
Zahlungen zu erstatten. Nach den vom Saarland eingereich- 
ten Abrechnungsunterlagen war der Bund auf Grund dieser 
Zusage verpflichtet, dem Saarland im Rechnungsjahr 1960 
insgesamt 21 472 131,71 DM zu erstatten. 

Die Mehrausgabe war nicht vorherzusehen und auf Grund 
der vom Bund dem Saarland gegebenen Zusage unabweis- 
bar. Die Voraussetzungen zu der überplanmäßigen Ausgabe 
gemäß Artikel 112 GG in Verbindung mit § 33 Abs. 1 RHO 
waren somit gegeben. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 315. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


60 02 
apl. 603 


9 431 850,03 


Finanzhilfe an das Saarland nach § 9 Abs. 1 des Fünften 
Uberleitungsgesetzes 


Nach § 9 Abs. 1 des Fünften Uberleitungsgesetzes vom 
30. Juni 1959 (BGBl. I S. 335) gewährt der Bund dem Saarland 
für die Zeit vom Ablauf der Übergangszeit nach Artikel 3 
des Saarvertrages bis zum 31. Dezember 1959 eine Finanz- 
hilfe zum Ausgleich des durch den Übergang der in § 4 des 
Fünften Uberleitungsgesetzes aufgeführten Einnahmen auf 
den Bund entstehenden Einnahmeausfalls. Nach ergänzen- 
I der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister der Finan- 
! zen und dem saarländischen Finanzminister besteht diese 
I Finanzhilfe u. a. aus einem Betrag in Höhe des Unterschie- 
I des zwischen dem im Haushaltsplan des Saarlandes für das 
I saarländische Rechnungsjahr 1959 veranschlagten Anteil des 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


Saarlandes an den „gemeinsamen Einnahmen Frankreichs 
und des Saarlandes gemäß Artikel 16 Abs. 1 des Saarver- 
trages" und dem Istaufkommen aus diesen Einnahmen im 
saarländischen Rechnungsjahr 1959 einschließlich der dem 
Saarland aus der endgültigen Abrechnung über den gemein- 
samen Fonds nachträglich zufließenden Einnahmebeträge. 
Ohne Berücksichtigung der dem Saarland aus dieser Abrech- 
nung etwa noch zufließenden Beträge ergibt sich ein An- 
spruch des Saarlandes gegen den Bund in Höhe von 
279 644 917,26 DM, auf den im Rechnungsjahr 1959 aus 
Kap. 60 02 Tit. 600 a des Bundeshaushaltsplans für 1959 Ab- 
schlagsauszählungen in Höhe von 270 213 067,23 DM gelei- 
stet worden sind. Im Rechnungsjahr 1960 hat sich heraus- 
gestellt, daß sich der vorgenannte Anspruch des Saarlandes 
auch nach der noch durchzuführenden Abrechnung über den 
gemeinsamen Fonds voraussichtlich nicht vermindern wird. 
Das Saarland hat deshalb die Auszahlung des Restbetrages 
von 9 431 850,03 DM beantragt. Im Hinblick auf die Ver- 
pflichtungen des Bundes in § 9 Abs. 1 des Fünften Über- 
leitungsgesetzes war dieser Antrag unabweisbar. Bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1960 war noch nicht vorherzusehen, daß der auf vorläufig 
279 644 917,26 DM festgestellte Anspruch des Saarlandes 
aller Voraussicht nach in dieser Höhe bestehenbleibt oder 
sich nur geringfügig mindert. Die Voraussetzungen des Arti- 
kels 112 CG in Verbindung mit § 33 Abs. 1 RHO waren so- 
mit gegeben. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 350. 


60 02 
apl. 610 


Die erforderlichen außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
waren nach der bisherigen Entwicklung nicht vorherzusehen 
und aus den angegebenen Gründen unabweisbar. Eine Zu- 
rückstellung bis zum nächsten Rechnungsjahr war aus den 
I gleichen Gründen nicht möglich. 


*) 205 000, — Zuschuß zu den Sozialwerken der Bundesverwaltung 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hatte 
während der Beratungen des Einzelplans 08 für das Rech- 
nungsjahr 1960 dem für das Sozialwerk der Bundesfinanz- 
verwaltung e. V. vorgesehenen Zuschuß für die Kinderver- 
schickung, wie im Rechnungsjahr 1959, zunächst zugestimmt, 
die Zustimmung jedoch später für die Ansätze der Sozial- 
werke mit Rücksicht auf eine einheitliche Handhabung in 
der Bundesverwaltung wieder zurückgezogen. Inzwischen 
waren die Sozialwerke der Baindesfinanzverwaltung und der 
Bundesverkehrsverwaltung, um die rechtzeitige Kinderver- 
schickung nicht zu gefährden, Verpflichtungen für das Jahr 
1960 eingegangen, die nicht rückgängig gemacht werden 
konnten und die sie aus eigenen Mitteln zu bestreiten nicht 
in der Lage waren. Der Bund war moralisch und aus sozialen 
Gründen verpflichtet, den Sozialwerken einen Zuschuß zu 
zahlen. Für das Sozialwerk der Bundesfinanzverwaltung 
waren 135 000 DM und für dasjenige der Verkehrsverwal- 
tung 70 000 DM zu zahlen. 
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Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 140. Sitzung am 9. November 1960 von der außer- 
planmäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis ge- 
nommen. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 


60 02 
apl. 950 


29 926,63 | Umwandlung von Reichsmarkguthaben bei Geldinstituten 
; im Saarland 

' Es handelt sich um Reichsmarkguthaben, die die Institute im 
i Saarland auf Grund einer französischen Genehmigung vor 
dem Eingliederungstage auf ffrs umgestellt und gutge- 
’ schrieben haben und für die der französische Tresor Garan- 
i tievorschüsse hätte zahlen müssen, aber nicht mehr gezahlt 
: hat. 

j Die gesetzliche Grundlage zur Übernahme dieser Zahlung 
I ist in Artikel 58 des Saarvertrages gegeben. Danach hat in 
; Absatz 1 des Artikels 58 die Bundesrepublik Deutschland 
’ der Französischen Republik die Erstattung der Beträge ga- 
rantiert, die von der Französischen Republik gemäß Artikel 2 
des französischen Gesetzes zur Einführung der französischen 
Währung im Saarland (Nr. 47 — 2158 vom 15. November 1947) 
f als Vorschüsse gewährt worden sind. 

' Die Zahlungen waren bei Aufstellung des Bundeshaushalts 
i für 1960 nicht vorauszusehen; sie waren unabweisbar, da es 
sich um die Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen handelte. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 315. 


60 02 
apl. 953 


157 500 000 — 


Darlehen an die Berliner Bank AG zur Finanzierung von 
Vorsorgemaßnahmen für die Berliner Bevölkerung 


Ein Teil der zur Finanzierung von Vorsorgemaßnahmen für 
die Berliner Bevölkerung erforderlichen Mittel ist von der 
Berliner Bank AG auf dem Geldmarkt beschafft worden. Auf 
Grund vertraglicher Vereinbarung ist der Bund verpflichtet, 
der Bank zur Rückzahlung der aufgenommenen Kredite im 
Bedarfsfall ein Darlehen zu gewähren. 

Am 31. Dezember 1960 hatte die Bank Kredite in Höhe von 
157 500 000 DM zurückzuzahlen. Der Bund war deshalb un- 
abweisbar verpflichtet, der Bank am 30. Dezember 1960 in 
dieser Höhe ein Darlehen zur Verfügung zu stellen. Die Not- 
wendigkeit dieser Darlehnsgewährung hat sich erst nach 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1960 infolge der Ent- 
wicklung auf dem Geldmarkt ergeben. Die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen zu der außerplanmäßigen Ausgabe gemäß 
Artikel 112 GG in Verbindung mit § 33 Abs. 1 RHO waren 
somit gegeben. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 158. Sitzung am 15. Februar 1961 von der außerplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 350. 
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60 02 1 

— 1 

1 *) 2 051 765,— 

1 Darlehen an das Land Berlin zur Deckung von Ausgaben aus 


apl. 954 


der Bevorratung 


« 

Die Bevorratung Berlins mit Zucker ist in der Weise durch- 
geführt worden, daß die Einlagerer Darlehen zur Anschaf- 
fung des einzulagernden Zuckers von Berlin erhalten haben. 
Berlin hat zu diesem Zweck vom Bund GARIOA-Mittel dar- 
lehnsweise erhalten. Der Zucker ist zunächst unversteuert in 
Zuckersteuerlager gelagert worden, wodurch es möglich war, 
die Darlehen entsprechend geringer zu halten. Inzwischen 
sind die Zuckersteuerlager in Berlin aufgelöst worden; sie 
sind steuerrechtlich nicht mehr zulässig. Die Darlehen muß- 
ten daher um die Beträge erhöht werden, die zur Zahlung 
der Zuckersteuer erforderlich waren. Da im Bundeshaushalts- 
plan 1960 entsprechende Mittel nicht veranschlagt waren, 
mußte das Darlehen außerplanmäßig gewährt werden. Die 
Unabweisbarkeit ergab sich aus der Forderung der Einlage- 
rer. Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG in Verbin- 
dung mit § 33 Abs. 1 RHO waren daher gegeben. 


Da Zug um Zug mit der Auszahlung des Darlehens die Steu- 
erschulden getilgt wurden, ergab sich bei Kap. 60 01 Tit. St 14 
des B'undeshaushaltsplans 1960 eine entsprechende Ein- 
nahme. Die außerplanmäßige Haushaltsausgabe hat somit 
nicht zu einer kassenmäßigen Belastung des Bundes geführt. 


60 02 
apl. 955 


*) 19 044 083,75 


Soziale Hilfsmaßnahmen für Arbeitnehmer der Kohle- und 
Stahlindustrie 

Zur Vermeidung sozialer Härten für die von der Stillegung 
oder teilweisen Stillegung von Unternehmen der Kohle- 
und Stahlindustrie betroffenen Arbeitnehmer hat die Bundes- 
regierung mit der Hohen Behörde der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl die Grundsätze vom 19. Ok- 
tober 1959 über die Zahlung der in § 23 des Ubergangsab- 
kommens zum Montanvertrag vorgesehenen Beihilfen ver- 
einbart (BAnz. Nr. 207 S. 2). Soweit diese Grundsätze auf 
Unternehmen des Stein- und Pechkohlenbergbaues nicht an- 
wendbar sind, gewährt der Bund — ohne Beteiligung der 
Hohen Behörde — den betroffenen Arbeitnehmern die glei- 
chen Beihilfen. Darüber hinaus können den Unternehmen 
des Kohlenbergbaues die freiwillig gezahlten Ubergangs- 
hilfen teilweise erstattet werden. Außerdem gewährt der 
Bund zur Erleichterung der anderweitigen Unterbringung 
von entlassenen, schwer zu vermittelnden Arbeitnehmern 
des Kohlenbergbaus Eingliederungsbeihilfen und Darlehen 
zur Schaffung von Dauerarbeitsplätzen. 

Die Zahlung der sonstigen Anpassungsbeihilfen und die Ge- 
währung von Darlehen zur Schaffung von Dauer arbeitsplät- 
zen sind in den Richtlinien für die Gewährung von besonde- 
ren Anpassungsbeihilfen für Arbeitnehmer des Kohlenberg- 
baus vom 11. Dezember 1959 (BAnz. Nr. 241 S. 1) und in 
den Richtlinien über soziale Maßnahmen für Arbeitnehmer 
des Pechkohlenbergbaus vom 10. Dezember 1959 (BAnz. 
Nr. 240 S. 4) geregelt. 

Die erforderlichen Mittel werden vom Bund — vornehmlich 
aus dem Aufkommen der Heizölsteuer — und, soweit dies 


40 





Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2787 



Haushalts- 

An über- und 


Kap. 

Tit. 

Betrag 1960 
(§ 2 Abs. 2 
Haushalts- 
gesetz) 

*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gab emitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 



60 02 
apl. 957 


noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


im Übergangsabkommen zum Vertrag über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Sbahl vorge- 
sehen ist, von der Hohen Behörde aufgebracht. Da die end- 
gültige gesetzliche Regelung der Heizölsteuer bis zum Ab- 
schluß der Beratungen des Bundeshaushaltsplans 1960 nicht 
mehr zu erwarten war, mußten die für die Durchführung der 
sozialen Hilfsmaßnahmen für Arbeitnehmer der Kohle- und 
Stahlindustrie im Rechnungsjahr 1960 erforderlichen Aus- 
gaben, wie schon im Rechnungsjahr 1959, außerplanmäßig 
geleistet werden. Das unabweisbare Bedürfnis ergibt sich 
aus den oben erwähnten Grundsätzen und Richtlinien. 


•) 35 743 556,81 


Frachthilfe für die Beförderung von Steinkohlen 


Durch das Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
vom 26. April 1960 (BGBL I S. 241) wurde für die Zeit bis 
zum 30. April 1963 eine Besteuerung des Heizöls eingeführt. 
Nach Artikel 4 dieses Gesetzes soll das Aufkommen aus der 
Besteuerung des Heizöls nach näherer Bestimmung durch 
den Bundeshaushaltsplan für Maßnahmen zur Anpassung 
des Steinkohlenbergbaues an die veränderte Lage auf dem 
i Energiemarkt, insbesondere zur Vermeidung sozialer Här- 
' ten, dienen. 

I 

j Der Deutsche Bundestag hat sich in seiner Entschließung 
vom 9. März 1960 dafür ausgesprochen, das Steueraufkom- 
men nach folgender Rangfolge zu verwenden: 


1. für soziale Aufwendungen, 

2. für Aufwendungen, zur Gewährung einer Frachthilfe für 
Kohlentransporte mit dem Ziel, insoweit die Tariferhö- 
hung der Eisenbahn vom 1. Februar 1958 und die ent- 
sprechende Regelung der Binnenschiffahrt für die Koh- 
lenverbraucher rückgängig zu machen. 

Für die Gewährung der Frachthilfe für Steinkohlentransporte 
hat der Bundesminister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Verkehr und der Finanzen Richt- 
linien erlassen, die am 30. Juni 1960 im Bundesanzeiger ver- 
öffentlicht wurden und mit Wirkung vom 1. Juli 1960 in 
Kraft getreten sind. Die Richtlinien sehen die Gewährung 
der Frachthilfe ab 1. Juli 1960 vor. 


Der Bundesminister der Finanzen hat am 12. Juli 1960 für 
die Durchführung der Frachthilfemaßnahme der Leistung 
einer außerplanmäßigen Haushaltsausgabe im Rechnungs- 
jaihr 1960 bis zur Höhe von 40 000 000 DM zugestimmt. Die 
tatsächliche Ausgabe beläuft sich auf 35 743 556,81 DM. 

Eine Berücksichtigung im Bundeshaushalt 1960 war nicht 
möglich, da die Ausgabe bei Aufstellung des Bundeshaus- 
halts 1960 noch nicht vorhersehbar war. Da die Frachthilfe 
auf Grund der Richtlinien ab 1. Juli 1960 zu zahlen ist, war 
die Ausgabe unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 134. Sitzung am 29. September 1960 von der außer- 
planmäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 


41 




Drucksache 2787 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Kap. 

Tit. : 

1 

Haushalts- 
Betrag 1960 
(§ 2 Abs. 2 
Haushalts- 
gesetz) 

DM 

j An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
! zugewiesen 

DM 

Begründung 



noch Einzelplan 60 

— Allgemeine Finanzverwaltung — 

60 02 . 
api.' 958 ! 


•) 599 515,— 

Ablösung von Kohleverträgen der Deutschen Bundesbahn 

Im Rahmen der Ablösung von amerikanischen Kohleliefe- 


rungsverträgen der Deutschen Bundesbahn haben sich 

a) die Ruhrkohlen-Treuhanldgesellschaft mbHan den Lager- 
kosten für das DB-Lager Stinnes mit 399 515 DM 

b) die „Mausegatt" Ruhrkohlen-VerkaufsgeselLschaft mit 

einer Ausgleichszahlung an die Firma Hugo Stinnes, 
Hamburg, mit 200 000 DM 

beteiligt. 

Zu a) 

Das Lager Stinnes wurde von der Deutschen Bundesbahn 
mit dem ausschließlichen Zweck angemietet, massierte An- 
künfte von Importkohle aus USA abzupuffern und die 
daraus entstehenden Arbeitsstöße von dem Verkehr und 
den Dienststellen der Deutschen Bundesbahn fernzuhalten. 
Mit vermehrten Ablösungen von US-Kohle entfiel die die- 
sem Lager zugödachte Aufgabe. Um den zwischen der Deut- 
schen Bundesbahn und der Firma Stinnes abgeschlossenen 
Lagervertrag wirtschaftlich abzulösen, wurden auf dem 
Stinneslager rd. 40 000 t US-Kohle für 1 Jahr „eingefroren" 
und der Ruhr für diese festliegende Kohle Ersatzbestellun- 
gen für 39 951,5 t deutscher Kohle gegeben, die sie mit 
einem Nachlaß von 10 DM/t ausstattete, um damit den Be- 
trag für die Ablösung des Stinneslagers bei der Deutschen 
Bundesbahn frei zu machen. 

j Zu b) 

I Infolge Ablösung von US-Importkohleverträgen entfielen 
1 für die Firma Stinnes die an den vorgenannten Lagervertrag 
; zwischen der Deutschen Bundesbahn und der Firma Stinnes 
geknüpften Löscherwartungen. Der Firma Stinnes sind da- 
; her erhebliche Einnahmeausfälle entstanden. Die „Mause- 
: gatt" Ruhrkohlen-Verkaufsgesellschaft hat im Vergleichs- 
I wege der Firma Stinnes zum Ausgleich für den entgangenen 
^ Gewinn infolge unterbliebener Löschungen 200 000 DM ge- 
; zahlt. 

Zu a) und b) 

Nach dem aufgestellten Grundsatz, daß mit den Importen 
unmittelbar zusammenhängende Verträge durch die Ablösun- 
gen von Kohlenlieferungsverträgen nicht geschädigt werden 
sollten, sind die beiden Beträge von 399 515 DM und 
200 000 DM (zusammen 599 515 DM) zu erstatten. Sie sind aus 
dem Aufkommen aus der Besteuerung der Heizöle nach § 8 
Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes für Maßnahmen zur An- 
passung des Steinkohlenbergbaues an die veränderte Lage 
auf dem Energiemarkt (Artikel 4 des Gesetzes zur Änderung 
des Mineralölsteuergesetzes vom 26. April 1960 — BGBl. I 
S. 241) zu decken. 

Die Ausgaben waren unabweisbar und konnten nicht bis zum 
nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 
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60 02 i 

— 1 

*) 10 000 000,— 

Hilfe für die Erdbebenkatastrophe in Chile 

apl. 960 



Im Hinblick auf die schwere Erdbebenkatastrophe in Chile 


hat das Bundeskabinett am 10. Juni 1960 beschlossen, als 
Spende der Bundesregierung für Hilfsmaßnahmen in Chile 
einen Betrag von 10 000 000 DM zur Verfügung zu stellen. 

Diese Ausgabe war bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1960 nicht vorherzusehen. Sie ist im Hinblick auf das 
: gute deutsch-chilenische Verhältnis und den Einfluß der 
I deutschen Kulturträger in Chile (Vereine, Schulen, Kranken- 
I häuser usw.), die durch die Katastrophe geschädigt worden 
j sind, unabweisbar. 

i Einsparung erfolgt in Höhe von je 500 000 DM 
I bei Kap. 1111 Tit. 300, 

I bei Kap. 14 02 Tit. 300, 
bei Kap. 24 03 Tit. 400, 
bei Kap. 25 03 Tit. 603, 

I bei Kap. 26 02 Tit. 302 und Tit. 303, 
bei Kap. 31 02 Tit. 955. 

Der Restbetrag von 7 000 000 DM wird bei Kap. 60 04 Tit. 350 
I eingespart. 

60 02 — “"j 155.084,43 Spende der Bundesrepublik für eine Lebensmittelhilfe an die 

api. 961 j Republik Kongo 

I Angesichts der katastrophalen Lage in der Republik Kongo 
war eine Kongohilfe (Lebensmittelhilfe) — auch unter außen- 
politischen Gesichtspunkten im Hinblick auf die Hilfeleistun- 
gen anderer Länder — unerläßlich. 

I Im Rechnungsjahr 1960 sind für diesen Zweck Ausgaben in 

I Höhe von 155 084,43 DM entstanden. Die Durchführung der 

I Hilfsaktion konnte bis zum Ende des Rechnungsjahres 1960 

nicht abgeschlossen werden. Die im Rechnungsjahr 1960 ge- 
leisteten Ausgaben stellen daher nur einen Teil der für 
diese Hilfsaktion entstandenen Ausgaben dar. 

Die Ausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1960 nicht vorhergesehen werden. Sie war unabweis- 
bar. Sie mußte daher außerplanmäßig geleistet werden. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 350. 

60 04 — *) 745 877,33 Hebung von Wracks in der Ostsee und Unschädlichmachung 

9 ^Q von Gasmunition 

Durch den Anfall größerer Granatenmengen als ursprünglich 
geschätzt konnten die Maßnahmen nicht wie vorgesehen 
schon im Rechnungsjahr 1959 abgeschlossen werden. Die Ar- 
beiten mußten im Rechnungsjahr 1960 fortgeführt werden. 

Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1960 waren die Höhe der noch entstehenden 
Kosten und die Dauer der Arbeiten nicht zu übersehen. Die 
im Rechnungsjahr 1960 aufgewendeten Kosten waren zur 
Beseitigung des Gefahrenherdes unabweisbar. 
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60 05 
570 c 


27 750 000 — 


Aus dem beabsichtigten Verkauf der zur Durchführung der 
Bergungsmaßnahmen angeschafften Maschinen, Geräte und 
Materialien sowie den beiden ehemaligen Kampfstoffwracks 
werden sich Einnahmen für den Bund ergeben, deren Höhe 
sich erst nach endgültigem Abschluß der Veräußerungs- 
aktion bestimmen läßt. 

Einsparung bei Kap, 60 04 Tit. 350. 


6 000 000 — 


Bundeszuschuß (Zuschuß zur Abdeckung der Verpflichtun- 
gen des Landes Berlin gegenüber der Allgemeinen Ortskran- 
kenkasse Berlin) 

Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans für 1960 wurde 
der Zuschußbedarf der Allgemeinen Ortskrankenkasse Ber- 
lin für die Zeit vom 1. April 1960 bis 31. März 1961 auf 
37 000 000 DM geschätzt. Es ergab sich jedoch allein für die 
Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 1960, insbesondere in- 
folge Erhöhung der Krankenhauspflegesätze, ein tatsäch- 
licher Bedarf von 43 000 000 DM. Aufgrund von § 16 des 
Dritten Überleitungsgesetzes war der Bund verpflichtet, dem 
Land Berlin den zur Deckung dieses Zuschußbedarfs erfor- 
derlichen Betrag im Rahmen der Bundeshilfe für das Rech- 
nungsjahr 1960 voll zur Verfügung zu stellen. 

Der Mehrbedarf war bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans für 1960 nicht vorherzusehen. Die Voraussetzungen zu 
der überplanmäßigen Ausgabe gemäß Artikel 112 GG in 
Verbindung mit § 33 Abs. 1 RHO waren somit gegeben. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 350. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 


6005 

571 


37 500 000,— 


30 000 000,— 


Bundesdarlehen 


Im Rechnungsjahr 1957 hat das Land Berlin aus Bundesmit- 
teln für den Flüchtlingswohnungsbau (Kap. 25 03 Tit. 532) 
ein Darlehen von 30 000 000 DM zur vorübergehenden Ver- 
wendung für den allgemeinen sozialen Wohnungsbau in 
Berlin erhalten. Durch diese Darlehnshingabe konnte das 
für 1957 gemäß § 16 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
i. d. F. des Gesetzes vom 11. Mai 1956 (BGBL I S. 420) vor- 
gesehene Bundesdarlehen an Berlin auf 180 000 000 DM fest- 
gesetzt werden, obwohl ein Bedarf von 210 000 000 DM be- 
standen hatte. 


Im Rechnungsjahr 1960 wurde der dem Land Berlin zur Ver- 
fügung gestellte Darlehnsbetrag von 30 000 000 DM vom 
Bundesminister für Wohnungsbau dringend benötigt. Berlin 
war zur Rückzahlung jedoch nur in der Lage, wenn es an- 
stelle des im Jahre 1957 aus Mitteln des Flüchtlingswoh- 
nungsbaues gewährten Darlehens von 30 000 000 DM einen 
gleich hohen Darlehnsbetrag für den sozialen Wohnungs- 
bau im Rahmen der Bundeshilfe gemäß § 16 Abs. 1 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes erhielt. 

Aus dem im Bundeshaushaltsplan 1960 für einen Zeitraum 
von 12 Monaten vorgesehenen Bundesdarlehen von insge- 
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' samt 260 000 000 DM (davon 50 000000 DM bei Kap. 6005 
Tit. 571 und 210 000 000 DM bei Kap. A 60 05 Tit. 571) konn- 
ten dem Land Berlin die zur Erfüllung seiner Rückzahlungs- 
verpflichtung erforderlichen 30 000 000 DM nicht zur Ver- 
fügung gestellt werden, weil sich allein für die Zeit vom 
1. April bis 31. Dezember i960 (9 Monate) ein Kassenbedarf 
für die aus diesen Darlehen zu fördernden Vorhaben ergab, 

: der die volle Bereitstellung des Betrages von 260 000 000 
I DM unumgänglich machte. Um Berlin in die Lage zu setzen, 
die vom Bundesminister für Wohnungsbau mit Rücksicht auf 
i seinen Mitteldarf dringend geforderte Rückzahlung des Dar- 
lehens von 30 000 000 DM vorzunehmen, war es unabweis- 
bar, im Rechnungsjahr 1960 zusätzlich zu dem für diesen 
Zeitraum bewilligten Bundesdarlehen einen Darlehnsbetrag 
von 30 000 000 DM überplanmäßig zu gewähren. 

Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1960 war nicht 
vorherzusehen, daß die Rückzahlung des 1957 ausgezahl- 
ten Darlehnsbetrags von 30 000 000 DM nicht länger auf- 
geschoben werden konnte und daß es notwendig werden 
könnte, dem Land Berlin über das Darlehen von 260 000 000 
DM hinaus weitere 30 000 000 DM darlehnsweise zu ge- 
währen. Die Voraussetzungen zu der überplanmäßigen Aus- 
gabe gemäß Artikel 112 GG in Verbindung mit § 33 Abs. 1 
RHO waren somit gegeben. 

Da Zug um Zug mit der überplanmäßigen Ausgabe die Rück- 
zahlung erfolgte, führte die Haushaltsüberschreitung im 
Rechnungsjahr 1960 nicht zu einer kassenmäßigen Belastung 
des Bundes. 

Der Kürzungsbetrag (25 v. H.) ist gemäß § 2 Abs. 3 Haus- 
haltsgesetz 1960 freigegeben worden. 
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